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I. Historie

1) Gründe für eine Reform des Konkurs- und Vergleichs-
rechts

Ausgang hat die Diskussion über eine Reform des Insol-
venzrechts in den siebziger Jahren genommen. Die Öl- oder
deutlicher die Ölpreiskrise von 1973 löste eine Rezession aus,
in deren Verlauf ungemein viele Unternehmen in wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten gerieten. Von 1972 bis 1975 stieg die
Zahl der Konkurs- und Vergleichsanträge von 4575 auf 9195
pro Jahr. 1975 brachte Kilger auf dem 38. Deutschen Anwalts-
tag in Berlin das Schlagwort vom „Konkurs des Konkurses“
auf, womit auf den Verlust der Funktion des Verfahrens auf-
grund der immer häufigeren Massearmut hingewiesen wurde.

Seit vielen Jahren werden ca. 75 % aller Eröffnungsanträge
mangels Masse abgewiesen. In den restlichen 25 % eröffneter
Verfahren wird eine durchschnittlich auf die nichtbevorrech-
tigten Forderungen zu verteilende Quote von nur 3 % erzielt.
Die Ursachen der immer größer werdenden Realitätsferne des
geltenden Rechts werden vor allem auf die notorische Unter-
kapitalisierung der Schuldner und die Belastung des Konkurs-
und Vergleichsrechts mit systemwidrigen Masseverbindlich-
keiten zurückgeführt. Zum Zeitpunkt des Erlasses der Kon-
kursordnung im Jahr 1877 waren zudem die besitzlosen Mo-
biliarsicherheiten so gut wie nicht bekannt, die heute neben
den weiteren Pfandrechten einen großen Teil der Schuldner-
masse belasten.

Ein weiteres großes Problem stellte und stellt die zuneh-
mende Verbraucherüberschuldung dar. Nach einer entspre-
chenden Untersuchung von 1989 sollen im Gebiet der alten
Bundesrepublik bereits ca. 1,2 Millionen private Haushalte
ausweglos verschuldet gewesen sein.

Im Rahmen der Wiedervereinigung drängte sich die Frage
auf, ob den Beitrittsländern das reformbedürftige Insolvenz-
recht der alten Bundesländer aufgenötigt werden sollte. Man
entschied sich – bis zur baldmöglichen Einführung eines
bundeseinheitlichen Insolvenzrechts – zur Beibehaltung der in
der ehemaligen DDR geltenden und teilweise modifizierten
Gesamtvollstreckungsordnung. Auch diese Entscheidung ver-
deutlicht nochmals aus Gründen der Vereinheitlichung des
Rechtssystems die Notwendigkeit einer baldigen Reform.

2) Gang des Reformbestrebens

Nachdem auf dem 38. Anwaltstag die Mängel des gelten-
den Rechts erstmals vehement angeprangert worden waren,
befaßten sich 1976 der 51. Deutsche Juristentag und 1977 der
Kölner Insolvenzrechtskongreß mit der Problematik.

1978 wurde sodann die Kommission für Insolvenzrecht
durch den Bundesjustizminister einberufen, die 1985 den er-
sten Teil ihres Abschlußberichts zu einer Reform vorlegte. Im
Bundesjustizministerium begannen die Arbeiten für den Ent-
wurf eines reformierten Gesetzes. 1988 wurde der erste Dis-
kussionsentwurf veröffentlicht, der nach Änderungen und
schwierigen Abstimmungen innerhalb der Bundesregierung
Ende 1989 als Regierungsentwurf den parlamentarischen Gre-
mien zugeleitet wurde.

Nach Anhörung der Sachverständigen des Bundestages,
der Wirtschaft, der Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter,
der Bankenverbände usw. wurde im April 1992 der modifi-
zierte Regierungsentwurf vorgelegt, der im Hauptteil 399 Pa-
ragraphen und im Einführungsgesetz weitere 115 Artikel vor-
sah. Dieser Entwurf stieß auf breite Kritik vor allem deshalb,
weil statt des angekündigten „schlanken“ und praktikablen
Gesetzes ein „Mammutgesetz“ vorgelegt wurde, welches sich

vor allem durch einen „übertriebenen Detailperfektionismus“
(so Gravenbrucher Kreis) auszeichnete.

Im Zuge weiterer Anhörungen und Diskussionen wurde
das Gesetz auf jetzt noch 335 Paragraphen bzw. 110 Artikel
(Einführungsgesetz) „verschlankt“ und in dieser Reform vom
Bundestag beschlossen und am 5. 10. 1994 mit Wirkung zum
1. 1. 1999 verkündet.

3) Verschiedene Modelle einer Reform

Wie bereits aus obiger Schilderung des Gangs des Gesetz-
gebungsverfahrens ersichtlich, ist die Diskussion über die Art
und Weise der Reform sehr kontrovers verlaufen. Während
der Gesetzgeber von Beginn der Reformbemühungen zur
Konzeption eines neuen Gesetzes unter Eingliederung der Ele-
mente aus dem Konkurs- und Vergleichsrecht und später
zudem der Gesamtvollstreckungsordnung tendierte, votierten
weite Teile der Wirtschaft, Wissenschaftler und vor allem der
Gravenbrucher Kreis, ein loser Zusammenschluß namhafter
Insolvenzverwalter, für eine „kleine“ Reform. Gefordert
wurde z. B. vom Gravenbrucher Kreis in einem 5-Punkte-Ka-
talog, die bestehenden Gesetze punktuell zu optimieren und
den wirtschaftlichen Abläufen und Veränderungen anzupas-
sen. Kernpunkte waren z. B. die gesetzliche Regelung der Se-
questration – bisher eher in der juristischen Grauzone behei-
matet –, die Rückstufung gewisser Masseverbindlichkeiten,
die Abschaffung des § 613a BGB im Insolvenzverfahren und
die Neuregelung des § 60 KO für die Abwicklung massearmer
Verfahren. Im Zusammenhang mit diesen Vorschlägen wurde
darauf hingewiesen, daß sich die Praxis mit Hilfe der Recht-
sprechung über Jahrzehnte hinweg einen praktikablen Verfah-
rensablauf habe aufbauen können, der weitgehend erhaltens-
würdig sei.

Der Gesetzgeber ist zwar etlichen Vorschlägen der sach-
verständigen Kritiker – vor allem dem Ruf nach einer Ver-
schlankung und Deregulierung des Gesetzes – gefolgt, hat
aber dennoch an der „großen“ Reform i. S. eines neuen Geset-
zes festgehalten.

II. Hauptziele des neuen Insolvenzrechts

Die grundlegenden Ziele der Reformbemühungen lassen
sich zunächst vordergründig unter den Schlagwörtern „Ver-
einfachung, Vereinheitlichung und Massehaltigkeit“ zusam-
menfassen. Ob das Gesetz diesen selbstauferlegten Anforde-
rungen genügen kann, wird sich in der Praxis zeigen müssen.

1) Erleichterung der Verfahrenseröffnung

Gegenüber dem geltenden Recht soll die Verfahrenseröff-
nung erleichtert und nach Möglichkeit vorverlegt werden. Wie
bisher wird die Verfahrenseröffnung abgelehnt, wenn eine die
Verfahrenskosten deckende Massenicht vorhanden ist. Wäh-
rend zur Zeit diese vorhandene Masse neben den voraussicht-
lichen Gerichts- und Verwaltungskosten über die Regelung in
§ 60 KO auch die Masseschulden gem. § 59 I, 1, 2 KO abzu-
decken hat, reicht jedoch nach neuem Recht zur Verfahrenser-
öffnung eine Masse aus, die voraussichtlich nur die tatsächli-
chen Kosten abdeckt – §§ 25, 209 InsO.

Als weiteres Hilfsmittel einer (früheren) Verfahrenseröff-
nung oder zumindest -einleitung kommt hinzu, daß neben die
klassischen Eröffnungsgründe wie Zahlungsunfähigkeit und
Überschuldung bei Schuldnerantrag auch die „drohende Zah-
lungsunfähigkeit“ als Grund zugelassen wird – § 18 InsO. Die-
ser Eröffnungsgrund liegt vor, wenn der Schuldner voraus-
sichtlich nicht in der Lage sein wird, bereits bestehende aber
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noch nicht fällige Verbindlichkeiten zum Zeitpunkt ihrer Fäl-
ligkeit zu erfüllen.

Der Anreiz für den Schuldner, den Antrag frühzeitig zu
stellen, wird bestärkt durch die Möglichkeit der Restschuld-
befreiung und die besseren Möglichkeiten einer erhaltenden
Sanierung, die das neue Gesetz zu bieten versucht. Es bleibt
allerdings seine Entscheidung, ob er aufgrund drohender Zah-
lungsunfähigkeit den entsprechenden Antrag stellt.

Die evtl. auf einen verspäteten Antrag folgenden gesetz-
lichen Sanktionen (z. B. § 64 GmbHG/persönl. Haftung des
Geschäftsführers oder §§ 283 ff StGB) knüpfen hinsichtlich
des ggf. zu ahndenden Tatbestands an die beiden „alten“
Gründe an.

Allerdings haften Vorstände einer AG, einer Genossen-
schaft, Geschäftsführer einer GmbH oder einer Personenhan-
delsgesellschaft, bei welcher kein pers. haft. Gesellschafter
eine natürliche Person ist, einem die Verfahrenskosten vor-
schießenden Gläubiger für deren Erstattung. Tritt der Fall der
Notwendigkeit eines Verfahrenskostenvorschusses ein, so
wird vermutet, daß die Vertretungsberechtigten insoweit ihre
Pflicht schuldhaft verletzt haben und damit erstattungspflich-
tig sind.

2) Vereinheitlichung von Konkurs-, Vergleichs- und Gesamt-
vollstreckungsrecht

Das neue Recht tritt ab 1999 an die Stelle gleich dreier Ge-
setze.

Während bereits die Gesamtvollstreckungsordnung Ele-
mente eines einheitlichen Liquidierungs- und Sanierungsver-
fahrens beinhaltet, beendet die Insolvenzordnung in den alten
Bundesländern die Trennung zwischen Konkurs- und Ver-
gleichsverfahren.

Ziel des neuen Verfahrens ist gem. § 1 InsO die bestmögli-
che Befriedigung der Gläubiger. Diese kann im Falle der Un-
ternehmensinsolvenz z. B. durch Liquidation der Unterneh-
mung oder durch deren Sanierung erfolgen. Im Gegensatz zum
geltenden Recht, bei dem die Entscheidung über die Eröffnung
des Konkurses oder des Vergleichs zu einem Zeitpunkt getrof-
fen werden muß, zu dem meist die Sanierungschancen noch
gar nicht konkret beurteilt werden können, wird im Verfahren
nach neuem Recht die Entscheidung über Liquidation oder Sa-
nierung erst im Laufe des Verfahrens getroffen.

Nicht zuletzt wird mit Inkrafttreten der Insolvenzordnung
ein für das gesamte Bundesgebiet gleiches Recht in Kraft tre-
ten, eine in einem ansonsten einheitlichen Rechtsgebiet drin-
gende Notwendigkeit.

3) Deregulierung des Verfahrens / Gläubigerautonomie

Die sogenannte Herrschaft der Gläubiger über das Verfah-
ren war bereits erklärtes Ziel der Konkurs- und Vergleichsord-
nung. Was in der Praxis hiervon übrigblieb, davon wissen die
Beteiligten, vor allem Gericht und Verwalter, zu berichten.
Außer in Großverfahren besteht seitens der nichtbevorrechtig-
ten Gläubiger wenig Interesse am Verfahrensablauf, sei es,
weil sie ihre Sicherungsrechte außerhalb des Verfahrens ver-
werten, sei es, weil sie als ungesicherte (Klein-)Gläubiger so-
wieso nicht mit einer Zuteilung auf ihre Forderung rechnen.

Die Insolvenzordnung verstärkt die Gläubigerstellung und
versucht, durch Einführung weiterer Rechte und Pflichten, die
Interessen der Gläubiger am Verfahren zu aktivieren. Die
Gläubigerversammlung entscheidet z. B. auf der Grundlage
des Verwalterberichts in einem besonderen Termin, ob das in-
solvente Unternehmen stillgelegt, ob es übertragen wird oder

der Verwalter versuchen soll, es zu sanieren. Während ein
Vergleich nach altem Recht nur vom Schuldner vorgeschlagen
werden kann, kann nach neuem Recht die Gläubigerversamm-
lung den Insolvenzverwalter beauftragen, einen sog. Insol-
venzplan zur Sanierung der Unternehmung auszuarbeiten. Die
Beschränkungen des geltenden Vergleichsrecht mit Mindest-
quote oder Vergleichswürdigkeit fallen weg. Die Gläubiger
entscheiden selbst über Quoten und die Art ihrer Erfüllung.
Sie bestimmen, ob ggf. der Schuldner und sein Management
selbst die Unternehmung fortführen können.

Das neue Recht wird auch absonderungsberechtigte Gläu-
biger stärker in das Verfahren einbinden. So ist auch der ge-
sicherte Gläubiger Insolvenzgläubiger i. S. d. Gesetzes. Auch
können im Rahmen eines Insolvenzplanes die Rechte gesi-
cherter Gläubiger durch Mehrheitsentscheidungen gekürzt
werden.

4) Abbau von Vorrechten und Kostenbeteiligung gesicherter
Gläubiger

Die Insolvenzmasse soll zur Befriedigung aller persönli-
chen Gläubiger dienen, die einen zur Zeit der Verfahrenseröff-
nung begründeten Vermögensanspruch gegen den Schuldner
haben – § 38 InsO. Laut heutigem Recht wird der Grundsatz
der gleichmäßigen und gemeinschaftlichen Befriedigung aller
Gläubiger durch die Gewährung vorrangiger Befriedigungs-
rechte durchbrochen. Zu nennen sind hier z. B. die Ansprüche
des Fiskus auf Zahlung rückständiger Steuern (sog. Fiskuspri-
vileg) oder der Sozialversicherungsträger auf Zahlung rück-
ständiger Sozialabgaben. Diese bisher in § 61 KO geregelten
Vorrechte entfallen.

Der Gesetzgeber geht hierbei von einer erheblichen Ver-
größerung der für alle Gläubiger zur Verfügung stehenden
Masse aus. Ferner soll erreicht werden, daß aufgrund größerer
Befriedigungsaussicht das Interesse der Gläubiger am Verfah-
ren und damit an eigener Mitwirkung steigt.

Die vormals vom Gesetzgeber verfolgte Intention, die
Masse wesentlich zu Lasten der gesicherten Gläubiger und –
als Umverteilungsmaßnahme – zugunsten der ungesicherten
Gläubiger zu vergrößern, ist im Laufe des Gesetzgebungsver-
fahrens deutlich zurückgetreten. Geblieben und sich in der
InsO niederschlagend ist das Prinzip der Kostenbeteiligung
der mobiliargesicherten Gläubiger.

Zunächst ist nach neuem Recht der Insolvenzverwalter be-
rechtigt, die im Besitz des Schuldners befindlichen Sicherhei-
ten (z. B. aufgrund Sicherungsübereignung) zu verwerten
bzw. zur Sicherheit abgetretene Forderungen einzuziehen. Der
gesicherte Gläubiger hat in diesem Verwertungsprozeß ledig-
lich ein Eintrittsrecht.

Vom Verwertungserlös fließen sodann pauschal 4 % für
die Kosten der Feststellung des Gegenstandes und der Rechte
an ihm in die Masse; weitere 5 % folgen für die Verwertung
selbst. Soweit der Verwertungsvorgang umsatzsteuerpflichtig
ist, sind daneben aus dem Erlös 15 % USt. zu zahlen. Die Pau-
schalregelung tritt anstelle der in den Verfahren nach der KO
praktizierten Kostenbeteiligungsabsprachen zwischen Gläubi-
ger und Konkursverwalter. Wird im Rahmen der Immobiliar-
vollstreckung Zubehör mitverwertet, so sind 4 % des auf das
Zubehör entfallenden Erlöses ebenfalls in die Insolvenzmasse
abzuführen. Zusätzlich ist auch hier die USt. abzuführen.

5) Restschuldbefreiungsverfahren

Das geltende Recht sieht für die Gläubiger den Anspruch
auf freie Nachforderung vor, d. h. daß der Gläubiger mit seiner
im Konkursverfahren nicht beglichenen Forderung den
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Schuldner 30 Jahre lang „verfolgen“ kann. Ist eine natürliche
Person Schuldner oder haftet sie für die in Konkurs geratenen
Personengesellschaft nach Konkursbeendigung weiter, so hin-
dert das Nachforderungsrecht auf Dauer einen wirtschaftli-
chen Neubeginn.

Der sog. „redliche“ Schuldner erhält nach der InsO die
Möglichkeit, nach Durchlaufen eines Insolvenzverfahrens sei-
nen Gläubigern sieben Jahre lang die pfändbaren Teile seines
Einkommens zur Verfügung zu stellen und danach von seinen
Restschulden befreit zu werden. Soweit der Schuldner bereits
zwei Jahre vor Inkrafttreten der InsO zahlungsunfähig war,
soll die „Wohlverhaltensphase“ nur fünf Jahre dauern.

Die Einführung einer Restschuldbefreiung hat zu sehr un-
terschiedlichen Stellungnahmen geführt. Während kritische
Stimmen monieren, der „Schuldenmacher“ werde durch die
neuen Möglichkeiten ermuntert, sich zu verschulden, wird die
Regelung andererseits als möglichen Ausweg aus der „Schuld-
turmproblematik“ begrüßt.

Die siebenjährige Phase nach Abschluß eines Insolvenz-
verfahrens stellt einen Kompromiß zwischen den Ansprüchen
der  Gläubiger  auf  Befriedigung  ihrer  Forderungen  und  dem
– auch gesellschafts- und wirtschaftspolitisch relevanten –
Wunsch des Schuldners, selbst einmal wieder finanziell Fuß
fassen zu können, dar.

6) Schuldenbereinigungsverfahren / Verbraucherinsolvenz

Wie bereits ausgeführt, hat die Verbraucherverschuldung
erhebliche Ausmaße angenommen. Trotzdem sind Konkurs-
und Vergleichsverfahren über das Vermögen natürlicher Per-
sonen relativ selten. Durch die Einführung eines Verbraucher-
insolvenzverfahrens soll den besonderen Bedürfnissen dieser
Schuldnergruppe Rechnung getragen werden und zudem eine
Entlastung der Vollstreckungsgerichte herbeigeführt werden.

Voraussetzung des Verfahrens ist, daß der Schuldner eine
natürliche Person ist und keine oder nur eine geringe wirt-
schaftliche Tätigkeit ausübt – § 304 InsO. Das Verfahren läuft
sodann in drei Stufen:

Zunächst soll der Schuldner mit Unterstützung einer außer-
gerichtlichen Einrichtung, z. B. einer Schuldnerberatungsstel-
le, versuchen, mit seinen Gläubigern eine außergerichtliche
Einigung herbeizuführen.

Gelingt dies nicht, so kann die Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens beantragt werden. Der Schuldner hat zu diesem
Zweck eine Aufstellung seiner Verbindlichkeiten, seiner Ver-
mögenswerte und einen Plan über die beabsichtigte Schulden-
bereinigung vorzulegen. Das Gericht gibt den Gläubigern Ge-
legenheit, binnen Monatsfrist zum Vorschlag Stellung zu neh-
men. Das Schweigen eines Gläubigers zum Vorschlag wird als
Zustimmung gewertet.

Der Schuldenbereinigungsplan gilt als angenommen, wenn
kein Gläubiger ihm widerspricht. Er hat die Wirkung eines
Vergleichs i. S. d. § 794 I, 1 ZPO – § 308 I InsO.

Das Gericht kann auf Antrag eines Gläubigers oder des
Schuldners die Zustimmung der übrigen Gläubiger ersetzen,
wenn die Mehrheit (Kopf- und Summenmehrheit) der Gläubi-
ger dem Plan zugestimmt hat und der Plan auch nach Auffas-
sung des Gerichts inhaltlich angemessen ist, insbesondere die
Gläubiger durch den Plan nicht schlechter gestellt werden als
bei der Durchführung des Insolvenzverfahrens mit anschlie-
ßendem Restschuldbefreiungsverfahren – § 309 InsO. Bleibt
auch dieses Verfahren erfolglos, so kann ein verkürztes Ver-
braucherinsolvenzverfahren eröffnet werden – §§ 311 ff InsO.
Anstelle des Insolvenzverwalters wird ein Treuhänder einge-

setzt. Auch dieses Verfahren kann nach siebenjähriger Wohl-
verhaltensphase mit der Restschuldbefreiung enden.

III. Ablauf des Insolvenzverfahrens

1) Antragsverfahren

Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens hat ähnliche Vor-
aussetzungen wie die Eröffnung des Konkursverfahrens.

 Eine Reihe von Abweichungen vom „alten“ Recht soll der
Funktionsfähigkeit des Verfahrens dienen und vor allem dafür
Sorge tragen, die Abweisung mangels Masse – heute die Regel
– zur Ausnahmeentscheidung werden zu lassen.

Zuständiges Insolvenzgerichtist konzentriert für jeden
Landgerichtsbezirk das Amtsgericht am Sitz des Landge-
richts. Bei Bedarf können die Landesregierungen zusätzliche
Amtsgerichte zu Insolvenzgerichten bestimmen. Mit der Kon-
zentration der örtlichen Zuständigkeit auf wenige Gerichte soll
erreicht werden, daß die zuständigen Richter und Rechtspfle-
ger entsprechende Erfahrungen mit und in diesen Verfahren
gewinnen können und daß zudem die erforderlichen Ausstat-
tungen, z. B. elektronische Datenverarbeitung, zur Verfügung
stehen und entsprechend genutzt werden können.

Antragsberechtigtsind nach wie vor der Schuldner und
jeder Gläubiger, der ein berechtigtes Interesse an der Verfah-
renseröffnung hat.

Eröffnungsgründesind wie nach heutigem Recht die Zah-
lungsunfähigkeit und bei juristischen Personen und sonstigen
Gesellschaften, bei denen kein persönl. haft. Gesellschafter
eine natürliche Person ist, zusätzlich die Überschuldung.
Überschuldung liegt gem. § 19 InsO vor, wenn das Vermögen
die bestehenden Verbindlichkeiten nicht mehr deckt. Bei der
Bewertung des Vermögens sind die Gegenstände mit ihrem
Fortführungswert anzusetzen, wenn die Fortführung der Un-
ternehmung nach Lage des Falls wahrscheinlicher ist als deren
Liquidation. Als neuer Eröffnungsgrund wird die drohende,
also wahrscheinliche Zahlungsunfähigkeit eingeführt. Wie be-
reits oben zu II 1) geschildert, kann sie nur vom Schuldner
selbst als Grund angeführt werden. Damit soll verhindert wer-
den, daß Gläubiger den Schuldner mit einem solchermaßen
begründeten Antrag lediglich unter Zahlungsdruck setzen
wollen.

Nach Stellung des zulässigen Antrags mit Glaubhaftma-
chung des Eröffnungsgrunds ist der Schuldner dem Insolvenz-
gericht zu allen Auskünften verpflichtet, die zur Entschei-
dungsfindung des Gerichts notwendig sind.

2) Vorläufige Insolvenzverwaltung

Ausführlicher als bisher sind im Insolvenzrecht die im Er-
öffnungsverfahren möglichen Sicherungsmaßnahmen gere-
gelt. Anstelle des § 106 KO und des im wesentlichen durch die
Praxis ausgestalteten Sequestrationsverfahrens tritt gemäß
§§ 21–25 InsO die vorläufige Insolvenzverwaltung. Sie dient –
wie nach bisherigem Recht die Sequestration – dazu, während
des oftmals längeren Zeitraums zwischen Eröffnungsantrag
und Entscheidung hierüber, das Vermögen des Schuldners zu
sichern, insbesondere Vermögensnachteile zu verhindern.

Im Regelfall hat der vom Gericht bestimmte vorläufige
Verwalter zur Sicherung des Vermögens des Schuldners auch
dessen Unternehmung fortzuführen, bis ggf. nach Verfahrens-
eröffnung die Gläubigerversammlung über das weitere
Schicksal der Unternehmung entscheidet. Kommt der vorläu-
fige Insolvenzverwalter jedoch zu dem Schluß, daß die Fort-
führung der Unternehmung das Vermögen schmälert, so kann
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er den Betrieb mit Genehmigung des Gerichts sofort liqui-
dieren.

Das Gericht hat bei der Bestellung des vorläufigen Verwal-
ters dessen Wirkungskreis/Verfügungsbefugnis zu bestim-
men. Den weitesten Aufgabenkreis hat der Verwalter, wenn
dem Schuldner zugleich mit seiner Bestellung ein allgemeines
Verfügungsverbot auferlegt wird. In diesem Fall geht die Ver-
waltungs- und Verfügungsbefugnis über das Vermögen des
Schuldners auf den Verwalter über.

Sieht das Gericht vom allgemeinen Verfügungsverbot ab,
so hat es die Aufgaben des Verwalters zu konkretisieren. In
jedem Fall ist der vorläufige Verwalter berechtigt, die Ge-
schäftsräume des Schuldners zu betreten und alle Nachfor-
schungen anzustellen und Auskünfte zu verlangen, die zur Er-
füllung seiner Aufgaben dienlich sind.

Das Gericht kann auch anordnen, daß Maßnahmen der
Zwangsvollstreckung in Mobilien des Schuldners unzulässig
oder einstweilen einzustellen sind. Es erleichtert damit dem
vorläufigen Verwalter, schon frühzeitig die Weichen auf eine
Sanierung des Schuldners zu stellen und hierin nicht durch ein
vorzeitiges Auseinanderreißen der einzelnen Vermögensge-
genstände gehindert zu werden. Eine derartige Anordnung ist
in vielen Fällen ein Vorgriff auf die mit Verfahrenseröffnung
kraft Gesetzes eintretende Unwirksamkeit von Zwangsvoll-
streckungsmaßnahmen, die einen Monat vor Stellung des An-
trages auf Verfahrenseröffnung erwirkt wurden.

Eindeutig geregelt wurde in § 55 II InsO das Schicksal der
vom Insolvenzverwalter in Erfüllung seiner Aufgaben begrün-
deten Verbindlichkeiten. Während bislang laut BGH diese
nicht zu den Masseverbindlichkeiten zählten, stellt der Gesetz-
geber nunmehr ausdrücklich klar, daß die Forderungen gegen
die Masse, die vom vorläufigen Insolvenzverwalter begründet
wurden, nach Verfahrenseröffnung zu den vorweg zu berich-
tigenden Masseschulden zählen. Auch insoweit wird die
Rechtsstellung des vorläufigen Insolvenzverwalters gegen-
über dem Sequester gestärkt.

3) Die Verfahrenseröffnung und ihre Auswirkungen

Die Vorschriften der §§ 27–33 InsO zum Inhalt und zur
Bekanntmachung des Eröffnungsbeschlusses folgen weitge-
hend den Vorschriften des geltenden Konkursrechts. Im Re-
gelfall wird bei Verfahrenseröffnung ein Insolvenzverwalter
bestellt, der anstelle des Schuldners das Vermögen in Besitz
und Verwaltung nimmt.

Auf Antrag des Schuldners vor Eröffnung kann das Gericht
auch die Eigenverwaltung des Schuldners unter Aufsicht eines
Sachwalters anordnen – §§ 270 ff InsO.

Voraussetzung ist, daß durch die Eigenverwaltung des
Schuldners nicht das Ziel des Insolvenzverfahrens – die best-
mögliche Gläubigerbefriedigung – gefährdet wird. Das Ge-
richt kann in die Eigenverwaltung des Schuldners durch Auf-
lagen, insbesondere Zustimmungserfordernisse, eingreifen.
Auf Antrag der Gläubiger oder des Schuldners kann die Eigen-
verwaltung vom Gericht aufgehoben werden.

Der dem Schuldner im Verfahren zur Seite gestellte Sach-
verwalter soll den Schuldner bei dessen Geschäftsführung
kontrollieren und unterstützen, daneben aber die Aufgaben
wahrnehmen, die in erster Linie im Gläubigerinteresse liegen,
z. B. Anfechtung von gläubigerbenachteiligenden Rechts-
handlungen, Entgegennahme und Prüfung von Forderungsan-
meldungen. Verteilungen hat der Schuldner unter Aufsicht des
Sachwalters vorzunehmen.

Gemäß § 30 III InsO ist künftig der Schuldner, der eine
natürliche Person ist, bereits im Eröffnungsbeschluß auf die
Möglichkeit eines Restschuldbefreiungsverfahrenshinzu-
weisen.

Alle Insolvenzforderungen sind beim Insolvenzverwalter
anzumelden. Der Gesetzgeber verspricht sich hiervon eine
Entlastung der Insolvenzgerichte. DieTabellewird also fortan
vom Verwalter geführt.

Die Wirkungen der Insolvenzeröffung sind in einer Reihe
von Punkten abweichend von den Regelungen der Konkurs-
ordnung geregelt.

So ergeben sich Änderungen für dieAufrechnung (§ 95
InsO) sowie des Wahlrechts des Verwalters beischwebenden
Vertragsverhältnissen (§ 105 InsO) und ebenso bei den Mög-
lichkeiten derAnfechtungen, dieerheblich erweitert werden
(§§ 129–142 InsO). Für den Ablauf des Verfahrens ist bedeut-
sam, wie sich die Eröffnung auf die Rechte dergesicherten
Gläubiger auswirkt. Zu nennen ist hier die Hinderung der
Gläubiger an der umgehenden Absonderung und Verwertung
ihrer Sicherheiten während der Phase zwischen Eröffnung des
Insolvenzverfahrens und dem Berichtstermin, d. h. der Gläu-
bigerversammlung, in welcher über die Art des Verfahrens-
fortgangs entschieden wird. Das Vermögen des Schuldners
soll auf diese Weise möglichst zusammengehalten werden, um
die Veräußerung des Unternehmens oder eine Sanierung zu er-
leichtern bzw. nicht von vornherein zunichte zu machen.

Immobilargesicherte Gläubiger sind nach wie vor berech-
tigt, die Versteigerung des belasteten Grundstücks zu betrei-
ben. Das Vollstreckungsgericht stellt aber auf Antrag des In-
solvenzverwalters das Verfahren bis zum Berichtstermin ohne
weitere Voraussetzungen ein, eben um den oben beschriebe-
nen Zweck nicht zu gefährden.

Nach Verfahrenseröffnung dürfen sicherungsübereignete
Sachen und andere besitzloseMobiliarsicherheitenwie Rech-
te aus verlängertem und erweitertem Eigentumsvorbehalt und
gepfändete Dinge nur noch vom Insolvenzverwalter verwertet
werden. Eine Pflicht zur Verwertung besteht erst nach dem
Berichtstermin, soweit die Gläubigerversammlung die Liqui-
dation der Unternehmung beschlossen hat – § 166 ff InsO
bzw. aus anderen Gründen die Verwertung angezeigt ist.

Hinsichtlich des einfachenEigentumsvorbehalts verbleibt
es beim Wahlrecht des Verwalters – § 107 InsO –, das er erst
nach dem Berichtstermin ausüben muß. Wählt er die Nichter-
füllung, so kann der Vorbehaltsverkäufer aussondern.

Die Behandlung vonMietverträgen über bewegliche Sa-
chenerfährt im künftigen Insolvenzrecht wesentliche Ände-
rungen. Miete und Pacht über bewegliche Gegenstände unter-
liegen dem einseitigen Wahlrecht des Verwalters mit der
Folge, daß bei Ablehnung Vorausverfügungen über den Miet-
zins ins Leere gehen. Bei der Erfüllungswahl ist nach wie vor
das Schicksal dieser Vorausverfügungen nicht gesetzlich ge-
klärt. Z. B. ist aus der bisherigen Interpretation des BGH zur
Erfüllungswahl des Verwalters als Entstehung einesneuen
Anspruchs in der Person des Schuldners zu schließen, daß die
Abtretung von Leasingraten der Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens nicht standhält. Eine Sicherung der den Leasinggeber
finanzierenden Bank in der Insolvenz des Leasinggebers ist –
bedingt – nur über die zusätzliche Sicherungsübereignung des
Leasinggegenstandes zu erreichen. Ebenso absehbar sind die
Probleme für den Leasingnehmer. Durch diese Erschwernisse
sehen viele Leasingunternehmen für die Zukunft gravierende
Finanzierungsprobleme.
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4) Gläubigerentscheidung über den Verfahrensfortgang

Die die Eingangsphase des Insolvenzverfahrens abschlie-
ßende Gläubigerversammlung ist der sogenannteBerichtster-
min. In dieser Versammlung hat der Insolvenzverwalter den
Gläubigern über die wirtschaftliche Lage des Schuldners und
über eventuelle Möglichkeiten und Erfolgsaussichten einer
Sanierung zu berichten – §§ 156, 157 InsO.

Für dieBeschlüsse der Gläubigerversammlungist die ein-
fache Mehrheit – berechnet nur nach Forderungsstimmen
(Summenmehrheit) – erforderlich. Auch die gesicherten Gläu-
biger sind stimmberechtigt.

Das Gericht kann auf Antrag eines Gläubigers oder des In-
solvenzverwalters einen Beschluß der Gläubigerversammlung
aufheben, wenn er „dem gemeinsamen Interesse der Insol-
venzgläubiger“ widerspricht – § 78 InsO. Als Beispiel ließe
sich der Fall vorstellen, daß die gesicherten Gläubiger im Be-
richtstermin die sofortige Liquidation durchsetzen, um mög-
lichst schnell ihre Forderungen aus den jeweiligen Verwer-
tungserlösen beglichen zu erhalten, wobei aber für die ungesi-
cherten Gläubiger eine vorläufige Fortführung günstiger wäre.

a) Liquidation des Unternehmens

Entscheidet sich die Gläubigerversammlung für die Liqui-
dation des Unternehmens, so ist die Insolvenzmasse unverzüg-
lich vom Verwalter zu verwerten. Insbesondere sind in diesem
Fall auch die im Besitz des Verwalters befindlichen Sicherhei-
ten der Gläubiger zu verwerten. Nach Abzug der jeweils anfal-
lenden Feststellungs- und Verwertungskosten sowie der Um-
satzsteuer ist der (Rest-)Erlös an die Gläubiger abzuführen.
Die nach entgültiger „Versilberung“ vorhandenen Masse ist
nach Vorwegabzug der Masseverbindlichkeiten an die Insol-
venzgläubiger zu verteilen. Die jeweiligen Vorschriften ent-
sprechen weitgehend denen des Konkursrechts (s. §§ 159–
161, 187–206 InsO).

b) Die übertragende Sanierung

Entscheidet sich die Gläubigerversammlung für eine Sa-
nierung des Unternehmens, so steht ihr als Mittel die Veräuße-
rung des Unternehmens oder wesentlicher Teile davon an
einen Dritten, z. B. auch an eine neugegründete Auffangge-
sellschaft, zur Verfügung. Die sog. übertragende Sanierung ist
in der gegenwärtigen Praxis recht häufig.

Die Realisierung gelingt zumeist nur, wenn im zu übertra-
genden Unternehmen ein erheblicher Personalabbau vorge-
nommen wird. Von seiten der Praxis, insbesondere den Kon-
kursverwaltern, wurde daher seit langem die Unanwendbar-
keit des § 613 a BGB für den Fall der Unternehmensinsolvenz
gefordert.

Diesem Verlangen ist der Gesetzgeber nicht gefolgt, er hat
jedoch durch einen Reihe von Neuregelungen Kündigungen
im Insolvenzverfahren erleichtert.

Zur Veräußerung selbst benötigt der Insolvenzverwalter
die Zustimmung des Gläubigerausschusses, bei Verkauf an
sog. Insider sogar die der Gläubigerversammlung.

c) Insolvenzplan als Sanierungsinstrument

Entscheiden sich die Gläubiger für eine Sanierung des
Schuldners, so ist Ziel, daß der Schuldner Träger des Unter-
nehmens bleibt und die künftigen Erträge des Unternehmens
für die Begleichung der Gläubigerforderungen zur Verfügung
stellt.

Diese Art der Sanierung ist gegenwärtig durch den
Zwangsvergleich zu realisieren. In Zukunft wird der Zwangs-
vergleich und auch das Vergleichsverfahren durch den Insol-
venzplan ersetzt. Während das Vergleichsverfahren nach heu-
tigem Recht als Vergünstigung für den redlichen Schuldner
verstanden wird, dient der Insolvenzplan dazu, das Vermögen
des Schuldners in wirtschaftlich effektivster Weise zu nutzen.

Die Aufstellung eines Insolvenzplans erfordert keine
„Würdigkeit“ des Schuldners und auch keine Mindestquoten.
Die Gläubiger haben weitreichenden Spielraum zu entschei-
den, ob und unter welchen Voraussetzungen sie einem Plan
zustimmen.

Vorgelegt wird er vom Schuldner oder dem Insolvenzver-
walter. Er besteht aus einem darstellenden Teil, in dem die ge-
planten wirtschaftlichen und finanziellen Maßnahmen be-
schrieben werden – § 220 InsO und einem gestaltenden Teil,
der die Eingriffe in die Gläubigerrechte aufzeigt – § 221 InsO.
Auch die Rechte gesicherter Gläubiger können im Plan geän-
dert oder geschmälert werden.

Wesentlicher Inhalt wird ein Verzicht der Gläubiger auf
Teilforderungen oder Stundungszusagen sein. Sind vom Plan
Gläubiger mit verschiedenen wirtschaftlichen Interessen be-
troffen (gesicherte, ungesicherte Gläubiger, Kleingläubiger,
Arbeitnehmer usw.), so werden für die Aufstellung des Plans
und die Abstimmung hierüber Gläubigergruppen gebildet.
Jede Gruppe stimmt getrennt ab. Angenommen ist der Plan,
wenn in jeder Gruppe eine einfache Kopf- und Summenmehr-
heit erreicht wird.

Lehnt eine Gruppe die Annahme des Plans ab, so prüft das
Gericht, ob sie durch den Plan schlechter gestellt wird als bei
einer Liquidation des Unternehmens. Ist dies nicht der Fall
und werden die Gläubiger zusätzlich angemessen an dem
durch die Sanierung entstehenden Mehrwert beteiligt, so gilt
die Zustimmung als erteilt – § 245 InsO (Obstruktionsverbot).

Nach Bestätigung des angenommenen Plans durch das Ge-
richt treten die Wirkungen ein, die der gestaltende Teil be-
stimmt. Der Plan kann vorsehen, daß seine Erfüllung bis zu
drei Jahre lang vom Insolvenzverwalter überwacht wird –
§§ 260, 261 InsO.

Zu einem Wiederaufleben der ursprünglichen Forderungen
kommt es, wenn der Schuldner mit der Erfüllung des Plans er-
heblich in Verzug gerät – § 255 InsO.

5) Restschuldbefreiungsverfahren

Auch in der Unternehmensinsolvenz kann das Restschuld-
befreiungsverfahren Anwendung finden, dann, wenn eine na-
türliche Person Unternehmensträger ist. Der Antrag muß spä-
testens im Berichtstermin gestellt werden und die Erklärung
enthalten, daß der Schuldner alle pfändbaren Bezüge für sie-
ben Jahre nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens an einen
vom Gericht zu bestellenden Treuhänder abtritt.

Im Schlußtermin können Gläubiger und Insolvenzverwal-
ter zum schuldnerischen Antrag Stellung nehmen. Zu versa-
gen ist die Restschuldbefreiung auf Antrag eines Gläubigers,
wenn eine der Voraussetzungen des § 290 InsO gegeben ist,
z. B. der Schuldner wegen betrügerischem Bankrott verurteilt
wurde, er sich während der „Krise“ Kredite erschwindelt oder
im Verfahren Mitwirkungs- und Auskunftspflichten verletzt
hat.

Liegen keine Versagungsgründe vor, so bestimmt das Ge-
richt den Treuhänder, der nach Aufhebung des Insolvenzver-
fahrens die pfändbaren Bezüge des Schuldners erhält und ein-
mal jährlich an die Gläubiger zu verteilen hat.
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Der Schuldner hat in der „Wohlverhaltensphase“ vor allem
einer angemessenen Erwerbstätigkeit nachzugehen und keine
Einkommen vor seinen Gläubigern zu verheimlichen. Kommt
er den Obliegenheiten nach, so spricht das Gericht nach Ab-
lauf von sieben Jahren die Restschuldbefreiung aus – § 300
InsO.

6) Verfahrensbeendigung durch Einstellung mangels Masse

Trotz der diesbezüglich in der InsO getroffenen Vorkeh-
rungen wird es auch künftig sog. massearme Verfahren geben.
Die Abwicklung des Verfahrens, in welchem sich nach Eröff-
nung herausstellt, daß die Insolvenzmasse zur Begleichung
der Kosten und sonstigen Masseverbindlichkeiten nicht aus-
reicht, wird von der InsO praxisnäher geregelt als durch das
heutige Recht. Das Gesetz sieht zwei verschiedene Varianten
der Einstellung vor. Ist die Masse so gering, daß nicht einmal
die Verfahrenskosten, d. h. die Gerichtskosten, Auslagen und
Vergütung von Verwalter und Gläubigerausschußmitgliedern,
gedeckt sind, so wird das Verfahren in dieser Phase abgebro-
chen. Die vorhandenen Barmittel werden anteilig auf Ge-
richtskosten und Vergütung verteilt, wobei die jeweiligen
Auslagen Vorrang haben. Die eventuell noch nicht verwertete
Masse wird dem Schuldner zurückgegeben – § 207 InsO.

Können aus der vorhandenen Masse die Kosten voll begli-
chen werden und ist nur die vollständige Erfüllung der sonsti-
gen Masseschulden nicht möglich, so spricht das Gesetz von
Masseunzulänglichkeit – § 208 InsO. Die Masse wird noch
vollständig verwertet und verteilt in der Reihenfolge Kosten,
Forderungen aus nach Anzeige der Unzulänglichkeit durch
den Verwalter geschlossenen Verträgen, sonstige Massever-
bindlichkeiten – §§ 209, 55 InsO.

Der Vorrang der neu begründeten Masseverbindlichkeiten
erleichtert dem Verwalter die Verfahrensabwickung, da er
trotz Eintritts der Masseunzulänglichkeit notwendige Neuver-
träge abschließen und erfüllen kann.

Wird das Verfahren nach der geschilderten zweiten Mög-
lichkeit eingestellt, so kann sich ein Restschuldbefreiungsver-
fahren anschließen. Die siebenjährige Wohlverhaltensphase
fängt mit der Einstellung an.

Wird das Verfahren allerdings gem. § 207 InsO abgebro-
chen, weil nicht einmal die Verfahrenskosten beglichen wer-
den können, so ist die Betreibung des Restschuldbefreiungs-
verfahrens nicht möglich.

IV. Auswirkungen der Reform auf die Masse

1) Definition der Masse

Gemäß § 35 InsO umfaßt das Insolvenzverfahren das ge-
samte zur Zeit der Verfahrenseröffnung vorhandene Schuld-
vermögen sowie das, was der Schuldner während des Verfah-
rens dazuerlangt.

Die wesentliche Neuerung der Reform ist der Umstand,
daß künftig derNeuerwerb während des laufenden Verfahrens
zur Masse zählt. Vor allem zählen hierzu auch Einkünfte, die
eine natürliche Person aus beruflicher Tätigkeit erzielt.

Das derzeit noch geltende Recht mit dem Grundsatz „Neu-
erwerb ist konkursfrei“ nimmt im Vergleich zur Regelung in
anderen Ländern eine Ausnahmestellung ein. Die Begründung
für diese Regelung, zum einen solle der Schuldner schon wäh-
rend des laufenden Konkursverfahrens die Möglichkeit haben,
sich eine neue Existenz aufzubauen, zum anderen sei es nicht
angebracht, neue Gläubiger des Schuldners vom Zugriff auf

den Neuerwerb auszuschließen, hat sich in der Praxis als nicht
stichhaltig erwiesen.

Der Neuerwerb des Schuldners unterliegt nach Konkursbe-
endigung wieder dem (Alt-)Gläubigerzugriff, die Erhaltung
seiner wirtschaftlichen Existenz ist daher rein theoretischer
Natur. Desweiteren ist auch nicht sichergestellt, daß der Neu-
erwerb, z. B. das laufende Einkommen, tatsächlich den Neu-
gläubigern, die mit ihren Forderungen am Konkursverfahren
nicht teilnehmen können, zur Verfügung steht. Häufig ist der
Neuerwerb bereits vorausabgetreten, so daß das angestrebte
Ziel verfehlt wird.

Ist das Einkommen des Schuldners zur Zeit der Verfah-
renseröffnung bereits abgetreten oder verpfändet, so verliert
die Abtretung oder Verpfändung spätestens drei Jahre nach
Veröffentlichung ihre Wirksamkeit – § 114 InsO. Hinzu
kommt, daß alle Pfändungen der Bezüge im Vollstreckungs-
wege gem. § 114 II InsO spätestens zwei Monate nach Verfah-
renseröffnung unwirksam werden. In der Regel dürfen damit
die Bezüge des Schuldners zum großen Teil für das Rest-
schuldbefreiungsverfahren zur Verfügung stehen.

Im übrigen werden alle Pfändungpfandrechte, die im letz-
ten Monat vor Eröffnung erwirkt wurden, mit Verfahrenser-
öffnung unwirksam (sog. Rückschlagsperre) – § 88 InsO.

2) Anfechtungsrechte

Neu geordnet und zum Teil erweitert wird dieInsolvenzan-
fechtung in §§ 129–147 InsO behandelt. Im künftigen einheit-
lichen Verfahren ist die Anfechtung durch den Verwalter bei
jeglicher Art von Abwicklung möglich, sei es bei der Liquida-
tion des Schuldnervermögens als auch im Rahmen einer Sa-
nierung durch Plan und selbst bei Eigenverwaltung des
Schuldners.

Die Verteilung derBeweislast ist eindeutig geregelt. Zen-
traler Ansatzpunkt für die Berechnung der Fristen ist der erste
Antrag auf Verfahrenseröffnung, womit verhindert wird, daß
zeitliche Verzögerungen im Eröffnungsverfahren Einfluß auf
die Anfechtbarkeit von Rechtshandlungen haben.

Verschärft werden die Regelungen hinsichtlich der An-
fechtung gegenüber den dem Schuldner „persönlich naheste-
henden Personen“ – § 138 Ins. Bei diesen Personen wird in ei-
nigen Vorschriften die Kenntnis der die Anfechtung begrün-
denden Voraussetzungen vermutet. Die gilt z. B. bei dem Fall,
daß sich ein Gläubiger binnen drei Monaten vor Stellung des
Eröffnungsantrags eine kongruente Sicherung hat gewähren
lassen, obwohl der Schuldner zahlungsunfähig war. Während
im Normalfall die Kenntnis des Gläubigers von der Zahlungs-
unfähigkeit vom Verwalter bewiesen werden muß, wird sie bei
dem genannten Personenkreis vermutet.

Die bislang maßgebliche einjährige Ausschlußfrist für die
Vornahme der Anfechtung wird durch eine zweijährigeVer-
jährungsfristersetzt, mit der Folge, daß auch die Vorschriften
über die Unterbrechung und Hemmung des BGB Anwendung
finden.

Ausdrücklich gesetzlich geregelt ist, daß auchUnterlas-
sungen anfechtbar sind – § 129 I InsO. Auch die Nichterhe-
bung eines Einspruchs gegen einen Vollstreckungsbescheid,
gegen ein Versäumnisurteil, die Nichterhebung der Einrede
der Verjährung usw. sind damit anfechtbar. Für gesicherte
Gläubiger bringt § 130 InsO beikongruenter Deckung derge-
stalt eine Verschärfung, daß nicht nur die Kenntnis von der
Zahlungsunfähigkeit, sondern allein von Umständen, die
zwingend hierauf schließen lassen, die „Bösgläubigkeit“ aus-
löst. Die Kreditgewährung mit gleichzeitiger Sicherheitenstel-
lung birgt hier als sog. Bargeschäft, welches grundsätzlich an-
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fechtungsfrei ist, keine Gefahr. Ist der Gläubiger aufgrund des
Sicherungsvertrags allerdings zurRückgewähr der bestellten
Sicherheitengegen Begleichung der Darlehnsforderung ver-
pflichtet, so kann die Freigabe von Sicherheiten aus Drittver-
mögen zur Anfechtung führen, da hier der Schuldner zwar
Darlehn zurückgezahlt hat, andererseits keine Gegenleistung
zur Masse geflossen ist. Hätte sich der Gläubiger dagegen aus
den Drittsicherheiten befriedigt, so wäre dies als einfacher
Gläubigerwechsel (statt Darlehensgeber nun Sicherungsgeber
mit Ausgleichsanspruch) wertneutral für die Masse gewesen.
Ob insbesondere Banken in Zukunft vor Rückgewähr dieser
Sicherheiten eine dreimonatige Wartefrist in Anspruch neh-
men und dies von der Rechtsprechung gebilligt werden wird,
bleibt abzuwarten.

Ein gleiches Problem stellt sich bei derRückzahlung noch
nicht fälliger Kredite. Hier kann der Gläubiger ggf. erst nach
Ablauf von drei Monaten sicher sein, sein Geld behalten zu
dürfen, da auch bei der inkongruenten Deckung an die Kennt-
nis des Gläubigers von der Benachteiligungsabsicht des
Schuldners verminderte Anforderungen gestellt werden, als
nach derzeitigem Recht.

An den Zeitpunkt der Vornahme der Rechtshandlung
knüpfen die verschiedenen Anfechtungsmöglichkeiten an.
Neu ist in § 140 InsO geregelt, daß eine Rechtshandlung als zu
dem Zeitpunkt vorgenommen gilt, zu dem ihre rechtlichen
Wirkungen eintreten. Eine Rechtshandlung, die in mehreren
Teilen vorgenommen wird, gilt mit Erledigung des letzten
Teilakts als vorgenommen. Die Abtretung einer künftigen
Forderung ist erst mit der Entstehung dieser Forderung vorge-
nommen. Durch diese Regelung werden die Anfechtungsmög-
lichkeiten ebenfalls erweitert.

3) Nutzungs- und Verwertungsrechte an besitzlosen Pfändern

Als wesentliche Neuerung der Insolvenzreform wird die
Beseitigung des vielfach als groben Mißstand angesehenen
Verwertungsrechts der Sicherungsgläubiger angesehen.
Gemäß § 166 InsO wird im Regelfall lediglich der Insolvenz-
verwalter berechtigt sein, die in seinem Besitz befindlichen
und mit Absonderungsrechten behafteten beweglichen Gegen-
stände zu verwerten und zur Sicherheit abgetretenen Forde-
rungen einzuziehen. Die Gläubiger können dem Verwalter den
Gegenstand nicht gegen dessen Willen entziehen; die Ver-
pflichtung zur Verwertung besteht erst nach dem Berichtster-
min.

Die Verwertung einerMobiliarsicherheitist dem Gläubi-
ger eine Woche vorher durch den Verwalter anzuzeigen. Der
Gläubiger kann auf begründete andere Möglichkeiten der Ver-
wertung hinweisen oder den Gegenstand selbst übernehmen.

Das Verwertungsrecht des Verwalters gilt nur für Gegen-
stände, die mit besitzlosen Pfandrechten belastet sind, z. B. si-
cherungsübereigneter Sachen, und nur hier ist es sinnvoll. Die
vorzeitige Zerschlagung der Masse soll verhindert werden, um
so die Betriebsmittel zu erhalten, die zur (vorläufigen) Unter-
nehmungsfortführung, einer Sanierung oder Betriebsveräuße-
rung vonnöten sind.

Nach dem Berichtstermin sind die Sicherheiten unverzüg-
lich zu verwerten. Geschieht dies nicht, so sind dem Gläubiger
die laufend geschuldeten Kreditzinsen aus der Masse als Ent-
schädigung für die Vorenthaltung der Liquidität zu zahlen –
§ 169 InsO. Kann nach Wert der Sicherheit bzw. in Anbe-
tracht der Forderungshöhe nicht mit einer Befriedigung aus
dem Verwertungserlös gerechnet werden, so gilt letztere Re-
gelung nicht, bzw. es sind nur anteilige Zinsen zu entrichten.
Will der Insolvenzverwalter eine bewegliche Sache nutzen, so
hat er einen evtl. entstehenden Wertverlust von Verfahrenser-

öffnung an durch laufende Zahlungen an den Gläubiger auszu-
gleichen. Der Insolvenzverwalter darf eine als Sicherheit die-
nende Sache auch verbinden, vermischen und verarbeiten, so-
weit die Sicherung des Gläubigers nicht beeinträchtigt, insbe-
sondere der Wert nicht gemindert wird.

Die Verwertung vonImmobilien kann der Grundpfand-
rechtsgläubiger nach wie vor betreiben. Sein Verwertungs-
recht wird allerdings in zweifacher Hinsicht beschränkt. Der
künftige § 30 d ZVG gibt dem Verwalter das Recht, ohne be-
sonderen Erforderlichkeitsnachweis das Verfahren bis zum
Berichtstermin einstweilen einstellen zu lassen. Ferner kann
das Gericht einstweilen einstellen, wenn der Verwalter dar-
legt, daß das Grundstück für die Fortführung des Unterneh-
mens oder die Vorbereitung einer Betriebsveräußerung benö-
tigt wird, oder die Versteigerung die Durchführung eines In-
solvenzplans gefährden würde. Die vom Gericht durchzufüh-
rende Interessenabwägung im Hinblick auf die wirtschaftli-
chen Verhältnisse des Gläubigers dürfte bei Banken als Gläu-
biger nur seltenst zur Ablehnung des Verwalterantrags führen.

Dem gesicherten Gläubiger wird ein Ausgleich für die
Vorenthaltung des Erlöses derart zugebilligt, daß ihm ab Be-
richtstermin, bei Einstellung während des Insolvenzantrags-
verfahrens spätestens nach drei Monaten, die Vertragszinsen
gezahlt werden müssen – § 30 e ZVG. Ebenso ist bei Nutzung
der Immobilie ein etwaigerWertverlust zu ersetzen. Beides
gilt selbstverständlich nicht für Gläubiger, deren Rechte auf-
grund der Wertverhältnisse an einem Verwertungserlös nicht
mehr partizipiert würden.

Auch die Zwangsverwaltungkann auf Antrag des In-
solvenzverwalters einstweilen eingestellt werden – §§ 153 b,
153 c ZVG. Auch in diesem Fall ist ein Nachteilsausgleich an
den Gläubiger aus der Insolvenzmasse zu erstatten.

4) Kostenbeteiligung der gesicherten Gläubiger

Als schwerwiegendsten Eingriff in die Rechte der gesi-
cherten Gläubiger werden die §§ 170, 171 InsO angesehen.

Der Gläubiger hat hiernach einen Kostenbeitrag an die
Masse zu zahlen, d. h. der Insolvenzverwalter führt an ihn den
Resterlös nach Vorwegabzug der Kosten ab. Dieser Kostenbe-
lastung unterliegen die Mobiliarsicherungsrechte, die der Ver-
walter in Besitz hat und demnach verwerten kann, sowie die
abgetretenen Forderungen.

Hat der Verwalter den Gegenstand selbst verwertet, so ver-
einnahmt er von dem Erlös für die Masse bzw. behält zurück

– 4 % für dieKosten der Feststellung des Gegenstands/des
Rechts und der Sicherungsrechte an ihm,

– 5 % für die Kosten der Verwertung, wobei die tatsächlich
anfallenden Kosten berücksichtigt werden, wenn diese er-
heblich höher oder niedriger liegen als die Pauschale,

– 15 % Umsatzsteuer, sofern diese durch die Verwertung
ausgelöst wird.

Überläßt der Verwalter dem Gläubiger die Verwertung des
Gegenstandes oder der Forderung, so sind vom Gläubiger 4 %
des Erlöses für die Kosten der Feststellung an die Masse und
15 % Umsatzsteuer (bei Sachen) abzuführen.

Im Regelfall der Verwertung durch den Verwalter führt
dies zu einer „Wertminderung“ der Mobiliarsicherheit von
24 %.

Die 15%ige USt hat der Sicherungsnehmer allerdings bei
außerhalb des Konkursverfahrens erfolgender Verwertung be-
reits seit der ab 1. 1. 93 erfolgten Änderung des § 51 I, 1 Nr. 2
UStDurchVO zu tragen. Bei Verwertung während des Kon-
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kursverfahrens ist die USt Masseschuld und trifft nach gelten-
der BGH-Rechtsprechung nicht den Sicherungsgläubiger.
Hier greift § 170 InsO ein, verpflichtet den Gläubiger zur Ab-
führung der USt an die Masse und entlastet diese damit nicht
unerheblich. Hinsichtlich der umsatzsteuerlichen Regelung
wird ein zu Lasten der ungesicherten Gläubiger bestehender
Mißstand behoben.

In der Immobiliarvollstreckung ist lediglich vom Wert des
mitversteigerten Zubehörs ein Satz von 4 % für die Feststel-
lung der Gegenstände und der Rechte an ihnen sowie 15 %
USt an die Masse abzuführen. Der Erlös des Grundstücks
selbst steht nach wie vor ungeschmälert dem Gläubiger zu.

5) Abbau der Vorrechte des § 61 KO

Die InsO beseitigt das vorrangige Befriedigungsrecht be-
stimmter Gläubigergruppen, die nach heutigem Recht gemäß
§ 61 I KO bevorzugt werden.

Die Ansprüche derArbeitnehmer nach § 61 I, 1 KO (Lohn-
forderungen aus den letzten 12 Monaten vor Verfahrenseröff-
nung) sind nicht länger bevorrechtigt. Zusätzlich entfällt die
systemwidrige Einordnung von Lohnforderungen aus den
letzten 6 Monaten vor Eröffnung als Masseschulden des
§ 59 I KO. Unberührt bleibt dagegen dasKonkurs (Insolvenz-)
ausfallgeld, das künftig auch in Fällen gezahlt wird, die heute
zum Vergleichsverfahren führen. Sozialplanforderungen wer-
den nicht mehr als bevorrechtigte Konkursforderungen (gem.
Gesetz über den Sozialplan im Konkurs- und Vergleichsver-
fahren) behandelt, sondern erhalten den Rang von Masse-
schulden. Formell kommt dies einer Besserstellung gleich, die
Vorschrift des § 123 II InsO, nach welcher höchstens ein Drit-
tel der zur Verfügung stehenden Masse für die Begleichung
von Sozialplanforderungen verwendet werden darf, relativiert
diese Besserstellung jedoch und bedeutet in der Praxis, daß
vor den Ansprüchen aus dem Sozialplan die übrigen Masse-
verbindlichkeiten erfüllt werden.

Das Vorrecht desFiskus und derSozialversicherungsträ-
ger auf Begleichung ihrer rückständigen Forderungen entfällt
gänzlich und wird diese Gläubigergruppen in Zukunft dazu
bringen, Insolvenzeröffnungsanträge gegen säumige Zah-
lungsverpflichtete früher zu stellen als bisher. Gerade auch der
Fortfall dieser Vorrechte wird zur „Bereicherung“ der Masse
führen. Die Entrechtung der übrigen, teilweise überkommenen
Vorrechte (Forderungen der Kirchen, Schulen, Ärzte usw.)
fällt dagegen nicht ins Gewicht.

Mit dem Wegfall der Konkursvorrechte will der Gesetzge-
ber einen weiteren Schritt in Richtung größerer Verteilungsge-
rechtigkeit gehen. Konkursvorrechte sind wirtschaftlich be-
trachtet nicht gerechtfertigt. In Anbetracht der heutigen Eigen-
kapitalverhältnisse und des Verschuldungsgrads der Unter-
nehmen bedeutet die Einräumung eines Vorrechts häufig den
Ausschluß der nichtpriviligierten Gläubiger von jeglicher Zu-
teilung im Konkursverfahren, während den bevorrechtigten
Gläubigern die Chance auf volle oder weitreichende Befriedi-
gung gewährt wird. Zusätzlich erschweren die Vorrechte die
Abwicklung des Verfahrens und insbesondere das Zustande-
kommen eines Vergleichs.

V. Ausblick auf die Anwendung in der Praxis

Man muß abwarten und darf gespannt sein, wie sich das
neue Recht in der Praxis anwenden läßt und bewähren wird.

Die ehemals vehemente Kritik hat sich nach der Überarbei-
tung des Regierungsentwurfs und Verabschiedung des Geset-
zes gelegt. Aus Kreisen der Wirtschaft, der Justiz, der Kon-

kursverwalter verlautet, „man könne mit dem neuen Verfahren
leben“.

Es gilt nun, sich bereits jetzt auf die kommenden Anforde-
rungen einzustellen, sich mit den Vorschriften zu befassen und
je nach Bedarf in den einzelnen, von Änderungen betroffenen
Bereichen entsprechende Vorsorge zu treffen.

So ist abzusehen, daß auf die Insolvenzgerichte eine erheb-
liche Mehrbelastung durch die größere Anzahl der eröffneten
Verfahren und die Verbraucherinsolvenzen zukommt. Eine
nicht zu unterschätzende Personalaufstockung ist unabding-
bar. Absehbar ist ebenfalls eine Vielzahl von Zivilprozessen,
in welchen etliche Neuregelungen auf den Prüfstand erhoben,
ausgelegt und kommentiert werden müssen.

Die für den Schuldner günstige Einführung des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens sowie die Möglichkeiten der Ver-
braucher(Klein-)Insolvenzen sind begrüßenswert, stellen je-
doch große Anforderungen an Eigeninitiative und Durchhalte-
vermögen des Schuldners. Daß jetzt drei Verfahren zur Verfü-
gung stehen, um sich privater Schulden zu entledigen, macht
den Ablauf für den Verbraucher nicht gerade überschaubar.
Andererseits schränkt die Art der Verfahrensweise eine zu
leichtfertige Inanspruchnahme ein.

Durch die erheblich erweiterten Bestimmungsbefugnisse
werden bzw. müssen sich die Gläubiger und – neu – auch die
gesicherten von ihnen, intensiver am Verfahren beteiligen. Für
die gesicherten Gläubiger stellt sich zudem, und dies bereits
heute, die Frage nach der Werthaltigkeit ihrer Sicherheiten.
Zwar sieht die Begründung des Regierungsentwurfs das Recht
der Gläubiger vor, die sie ggf. im Insolvenzverfahren treffende
Kostenlast in die Berechnung des Sicherheitenbedarfs einzu-
beziehen, es bleibt aber abzuwarten, ob die Rechtsprechung
eine „Übersicherung“ aus diesem Grund zuläßt.

Ferner wird als problematisch erachtet, daß das Sicherhei-
tenkontingent der Kreditnehmer erschöpft ist, sie also dem Si-
cherheitenverlangen ihrer Gläubiger nicht weiter nachkom-
men können. Es ist zu erwarten, daß das Kreditgewerbe zum
einen die Voraussetzungen für die Kreditvergabe verschärft,
zum anderen ein erhöhtes Ausfallrisiko in die Kosten- und
Zinsberechnung einfließen läßt. Während die Bundesregie-
rung davon ausgeht, daß die Insolvenzrechtsreform die Kredit-
versorgung kaum beeinflussen wird, liegen Gutachten vor, die
zum Ergebnis kommen, daß ca. 60 % aller Kreditengagements
neu zu bewerten sein werden. Die Anpassungsmaßnahmen
können von Zinserhöhungen über Reduzierungen des Kredit-
rahmens bis zur Kündigung reichen, wenn der Darlehnsneh-
mer einem Anspruch auf Verstärkung der Sicherheiten nicht
nachkommen kann.

Alle Beteiligten, Justiz, Verwalter, Gläubiger und Schuld-
ner werden ihre Wege zur bestmöglichen Nutzung des refor-
mierten Verfahrens finden müssen und im Interesse einer
möglichst für alle Seiten gewinnbringenden Zusammenarbeit
zu beschreiten haben.
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Durch die Änderung der Bundesgebührenordnung für
Rechtsanwälte (BRAGO) durch das KostRÄndG 1994 vom
24. 6. 94 zum 1. 7. 94 erhielt der § 57 Abs. 2 Satz1 BRAGO
folgende Fassung:

(2) In der Zwangsvollstreckung bestimmt sich der Gegen-
standswert nach dem Betrag der zu vollstreckenden Geld-
forderung einschließlich der Nebenforderungen, nach dem
Wert der herauszugebenden Sachen oder der zu leistenden
Sachen oder nach dem Wert, den die zu erwirkende Hand-
lung, Duldung oder Unterlassung für den Gläubiger hat.

1. Rechtsstand:

Nach  der  Handhabung  nach  dem  alten  Recht  wurde  die
3/10-Gebühr des Anwalts für den Räumungsauftrag unter An-
wendung des § 16 GKG aus dem Wert des einjährigen Miet-
zinses berechnet. Dies entspricht auch dem Streitwert für die
Räumungsklage sowohl nach altem, als auch nach neuem
Recht.

Von einigen Gerichten (LG München I, JurBüro 1995/482;
AG Sinzig, DGVZ 1995/61) wurde nun entschieden, daß sich
der Wert für diese 3/10-Gebühr des Anwalts auf Grund der er-
folgten Gesetzesänderung nach dem Verkehrswert der zu räu-
menden Wohnung oder des Grundstücks richtet.

Anderer Meinung waren das AG Koblenz DGVZ 1995/94,
LG Köln DGVZ 1995/153, ebensoMümmler in JurBüro 1995/
453 m. w. N., die weiterhin als Wert für diese Gebühr den Be-
trag des einjährigen Mietzinses (§ 16 Abs. 1 GKG) ansetzen.

Der Gesetzestext des § 16 GKG lautet:

(1) Ist das Bestehen oder die Dauer eines Miet-, Pacht-
oder ähnlichen Nutzungsverhältnisses streitig, so ist der
Betrag des auf die streitige Zeit entfallenden Zinses und,
wenn der einjährige Zins geringer ist, der Betrag für die
Wertberechnung maßgebend.

(2) Wird wegen Beendigung eines Miet-, Pacht- oder ähn-
lichen Nutzungsverhältnisses die Räumung eines Grund-
stücks, Gebäudes oder Gebäudeteils verlangt, so ist ohne
Rücksicht darauf, ob über das Bestehen des Nutzungsver-
hältnisses Streit besteht, der für die Dauer eines Jahres zu
entrichtende Zins maßgebend, wenn sich nicht nach Ab-
satz 1 ein geringerer Streitwert ergibt. Verlangt ein Kläger
die Räumung oder Herausgabe auch aus einem anderen

Rechtsgrund, so ist der Wert der Nutzung eines Jahres
maßgebend.

(3) ………….

2. Meinung:

Daß diese unterschiedliche Handhabung zu erheblichen
Differenzen führen kann, zeigt das Beispiel vonMümmler,
JurBüro 1995/454, das den Fall des LG München auswertet
(Jahresmiete 24.000 DM; Verkehrswert 408.000 DM). Da-
nach erhält der Anwalt eine 10/10-Gebühr im Erkenntnisver-
fahren nach §§ 31 Nr. 1, 11 Abs. 1 BRAGO von 1025,00 DM
und für das Vollstreckungsverfahren eine 3/10-Gebühr nach
§§ 57, 31 Abs. 1 BRAGO von 1192,50 DM. Die Gebühr für
den Vollstreckungsauftrag wäre also höher, als die Gebühr für
das Verfahren. Geht man vom einjährigen Mietzins aus, be-
trägt die 3/10-Vollstreckungsgebühr aber nur 307,50 DM.

Obwohl die Neufassung des § 57 Abs. 2 Satz 1 BRAGO
auf den ersten Blick der vom LG München vertretenen Auffas-
sung Recht zu geben scheint, deutet nichts darauf hin, daß es
vom Gesetzgeber so gewollt ist. Laut dem Gesetzestext ist
„vom Wert der herauszugebenden Sachen“ auszugehen. Die
Zugrundelegung des Verkehrswerts des Gebäudes, der Woh-
nung oder des Grundstücks wäre sicher richtig, wenn es um
die Übertragung des Eigentums an der Sache ginge. Herauszu-
geben ist aber nur das weniger bedeutende Nutzungsrecht an
der Wohnung auf Grund eines Mietvertrages. Hier spricht
schon das Rechtsgefühl dafür, daß in diesem Fall ein geringe-
rer Wert anzunehmen ist, also ein Wert, der dem der Nutzung
der Wohnung u. a. entspricht. Insoweit bietet sich der für das
streitige Verfahren auch geltende § 16 GKG an.

Hätte der Gesetzgeber eine andere Regelung beabsichtigt,
hätte auch der § 16 GKG geändert werden müssen, denn es ist
schlicht unlogisch und mit nichts zu begründen, wenn der An-
walt im streitigen Verfahren eine Gebühr aus dem Wert des
einjährigen Mietzinses erhält, aber dann bei der Vollstreckung
desselben Anspruchs eine Gebühr aus dem Verkehrswert.
Vollstreckt vom Gerichtsvollzieher wird nicht mehr, als vor-
her im streitigen Verfahren tituliert wurde. Derselbe Rechtsan-
spruch kann dann auch nicht zwei verschiedene Werte haben.

Der Gerichtsvollzieher wird demzufolge die Vollstreckung
dieser zu hoch berechneten 3/10-Gebühr ablehnen müssen.

Die Anwaltsgebühren bei der Räumungsvollstreckung
Von Justizamtmann Bernd Winterstein, AG Augsburg/Bayerische Justizschule Pegnitz
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§ 906 ZPO; § 187 GVGA

Von einer Verhaftung des Schuldners ist abzusehen, wenn
sie aufgrund seines Gesundheitszustandes mit lebensbe-
drohenden Risiken verbunden ist, und zwar auch dann,
wenn es dem Schuldner ersichtlich darum geht, die Abga-
be der eidesstattlichen Versicherung zu vermeiden.

OLG Düsseldorf, Beschl. vom 7. 8. 1995
– 3 W 258/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I. Im Verlauf der letzten Jahre ist in Verfahren auf Abgabe
der eidesstattlichen Offenbarungsversicherung gegen den
Schuldner, der die eidesstattliche Vermögensoffenbarung als
ein „Relikt der Junkerzeit“ für „zutiefst sittenwidrig“ hält und
ihre Abgabe deshalb prinzipiell ablehnt, eine Vielzahl von
Haftbefehlen ergangen. Zum Haftvollzug ist es nicht gekom-
men, weil dem Schuldner vom behandelnden Arzt – teilweise
amtsärztlich bestätigt – wegen einer Bluthochdruckerkran-
kung Haftunfähigkeit attestiert wurde.

Im vorliegenden Verfahren hat der zuständige Gerichts-
vollzieher die von der Gläubigerin beantragte Vollziehung des
Haftbefehls vom 10. 5. 1993 aufgrund einer hausärztlichen
Bescheinigung vom 29. 3. 1994 mit Bescheid vom 15. 4. 1994
abgelehnt. Die Erinnerung der Gläubigerin hat der Amtsrich-
ter mit Beschluß vom 16. 9. 1994 zurückgewiesen. Gegen
diese Entscheidung hat die Gläubigerin sofortige Beschwerde
eingelegt, weil das vorgelegte Attest „lange überholt“ sei und
der Schuldner seinen Geschäftsbetrieb in vollem Umfang fort-
führe. Der Schuldner hat demgegenüber geltend gemacht, er
versuche, sich systematisch auf 6 Monat Beugehaft vorzube-
reiten, es gehe ihm in den letzten Monaten unter ständiger Me-
dikamenteneinnahme wesentlich besser als vor einem oder gar
2 Jahren, eine erneute Prüfung der Haftfähigkeit könne jedoch
zu seiner „physischen Vernichtung“ führen. Mit Beschluß
vom 20. 6. 1995 hat das Landgericht den Gerichtsvollzieher
angewiesen, von den in seinem Schreiben vom 15. 4. 1994 ge-
äußerten Bedenken Abstand zu nehmen. Hiergegen hat der
Schuldner sofortige weitere Beschwerden eingelegt, mit der er
sich auf ein weiteres Attest seines Hausarztes vom 10. 7. 1995
bezieht. Die Gläubigerin hat hierzu keine Stellungnahme ab-
gegeben.

II. Die weitere Beschwerde des Schuldners ist nach §§ 793
Abs. 2, 568 Abs. 2 Satz 2 ZPO zulässig und auch fristgerecht
eingelegt. Das Rechtsmittel führt in der Sache zur Abänderung
der angefochtenen Entscheidung des Landgerichts, weil nach
dem Inhalt des aktuellen hausärztlichen Attestes vom 10. 7.
1995, dessen Feststellungen die Gläubigerin nicht in Frage ge-
stellt hat, und dem in den letzten Jahren haus- und amtsärztlich
attestierten Krankenbild von – fortbestehender – Haftunfähig-
keit des Schuldners im Sinne von § 906 ZPO auszugehen ist.

Nach § 906 ZPO darf Haft nicht vollstreckt werden, wenn
durch den Vollzug die Gesundheit des Schuldners unmittelbar
erheblich gefährdet ist. Der Umstand, daß es dem Schuldner
ersichtlich darum geht, die Abgabe der eidesstattlichen Versi-
cherung zu vermeiden, ist für die Beurteilung, ob er haftfähig
ist, letztlich ohne Bedeutung, auch wenn andererseits die An-
legung eines strengen Maßstabs an den vom Schuldner zu füh-
renden Nachweis der Haftunfähigkeit deshalb zu rechtfertigen
ist, weil dieser in der Lage ist, ohne Gefahr für seine Gesund-
heit die Haft durch Abgabe der eidesstattlichen Versicherung

abzuwenden oder zu beenden. Bei der Abwägung der wider-
streitenden Interessen von Gläubiger und Schuldner wird je-
doch durch § 906 ZPO der Erhaltung von Leben und Gesund-
heit des Schuldners gegenüber denjenigen Belangen, deren
Wahrung eine staatliche Vollstreckungsmaßnahme dienen
soll, im konkreten Fall der Vorrang eingeräumt (vgl. BVerfGE
52, 214 ff.).

Das der Schuldner im vorliegenden Fall durch die Voll-
streckung der Haft – eine Verhaftung nur zum Zwecke der
Vorführung beim Amtsgericht scheidet hier aus, weil der
Schuldner zur Abgabe der Versicherung nicht bereit ist (vgl.
OLG Hamm DGVZ 1983, 137 ff.) – einer nahen und erhebli-
chen Gesundheitsgefährdung ausgesetzt würde, ist jedenfalls
inzwischen durch das vom Schuldner eingereichte Attest des
behandelnden Facharztes schlüssig und auch nachvollziehbar
dokumentiert. Die Gläubigerin hat innerhalb der ihr zur Stel-
lungnahme eingeräumten Frist Zweifel oder Beanstandungen
nicht vorgebracht. Sie sind auch auf dem Hintergrund der
Krankheitsgeschichte und des Verfahrensablaufs der letzten
Jahre nicht gerechtfertigt. Denn seit Ende Dezember 1988
haben sich die entsprechenden hausärztlichen Befunde jeweils
uneingeschränkt nach Vorführung des Schuldners beim Amts-
arzt und Überprüfung voll bestätigt. Es gibt insbesondere
keine Anhaltspunkte für die Annahme, an dem seit Jahren at-
testierten Befund, daß es bei der Bluthochdruckerkrankung
vor allem in Streßsituationen und unter psychischer Belastung
zu lebensbedrohenden Blutdruckspitzen kommt, könne sich
Entscheidendes geändert haben. Unter diesen Umständen
kann es auch bei Berücksichtigung der berechtigten Belange
der Gläubiger nicht verantwortet werden, den Schuldner einer
für ihn mit lebensbedrohenden Risiken verbundenen Verhaf-
tung auszusetzen.

Art. 104 Abs. 2 GG; § 284 Abs. 7 AO

Leistet der Schuldner in dem nach der Abgabenordnung
durchzuführenden Offenbarungsverfahren der Anord-
nung zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung nicht
Folge, so genügt für den vom zuständigen Amtsrichter zu
erlassenden Haftbefehl die Vorlage einer Durchschrift der
entsprechenden Anordnung der Vollstreckungsbehörde.

LG Kassel, Beschl. v. 16. 11. 1995
– 3 T 767/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Am 12. 10. 1995 beantragte der Antragsteller beim Amts-
gericht Melsungen, gegen die Antragsgegnerin einen Haftbe-
fehl nach § 284 Abs. 7 Abgabenordnung zu erlassen. Dem
Antrag fügte er eine Durchschrift seiner Anordnung zur Abga-
be der eidesstattlichen Versicherung bei, der die Antragsgeg-
nerin nicht Folge geleistet hatte.

Mit Beschluß vom 27. 10. 1995 lehnte das Amtsgericht den
Antrag mit der Begründung ab, es sei nicht nachgewiesen wor-
den, daß die Schuldnerin zur Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherung verpflichtet sei.

Die gegen diesen Beschluß gem. § 793 ZPO eingelegte so-
fortige Beschwerde des Antragstellers ist zulässig und begrün-
det. Das Amtsgericht durfte den Erlaß des Haftbefehls nicht
von dem Nachweis der materiellen Verpflichtung der Antrags-
gegnerin zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung abhän-
gig machen.

R E C H T S P R E C H U N G
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Aufgrund der in Art. 104 Abs. 2 GG niedergelegten
Rechtsgarantie bei einer Freiheitsentziehung kann eine Behör-
de nicht selber einen Haftbefehl erlassen. Dies ist vielmehr
dem Richter vorbehalten. Dieser prüft im Rahmen des § 284
Abs. 7 Abgabenordnung jedoch nur die formelle Ordnungs-
mäßigkeit des behördlichen Ersuchens, das Vorliegen einer
der drei in Abs. 7 S. 1 aufgeführten Haftgründe und einen
eventuellen Ausschluß der Haft aus besonderen Gründen
(Müller-Eiselt in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, Abgabenord-
nung, 10. Aufl., § 284 Rdnr. 62). Demgegenüber ist er nicht
zur Prüfung berechtigt, ob die Voraussetzungen für eine Ver-
pflichtung des Schuldners, die eidesstattliche Versicherung
abzugeben, gegeben sind. Vielmehr ist er an die Entscheidung,
die die Behörde mit der Anordnung der Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung getroffen hat, gebunden (Müller/Eiselt in:
Hübschmann/Hepp/Spitaler, Abgabenordnung, 10. Auflage,
Rdnr. 63). Dies ergibt sich bereits daraus, daß der Richter nur
im Wege der Amthilfe tätig wird. Zudem verlöre das vorange-
gangene Verwaltungsverfahren seinen Sinn und Zweck, wenn
es vor dem Richter wiederholt werden müßte. Hinzu kommt,
daß dem Schuldner der Weg der Beschwerde nach § 349 Ab-
gabenordnung offensteht, wenn er der Ansicht ist, nicht zur
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung verpflichtet zu sein.
Angesichts dessen besteht keine Veranlassung, ihm mit die-
sem Argument einen weiteren Rechtsweg vor den ordentli-
chen Gerichten zu eröffnen, wie es der Fall wäre, wenn der
Richter die materielle Verpflichtung zur Abgabe der eides-
stattlichen Versicherung ebenfalls zu prüfen hätte.

Das Amtsgericht war deshalb unter Aufhebung des Be-
schlusses vom 27. 10. 1995 anzuweisen, den Erlaß des Haftbe-
fehls nicht aus den Gründen des angefochtenen Beschlusses
abzulehnen.

§§ 794, 726, 323 ZPO; § 130 GVGA

Ein Schuldtitel, nach dem die Höhe eines Unterhaltsan-
spruchs dem Lebenshaltungskostenindex des Statistischen
Bundesamtes anzupassen ist, ist hinreichend bestimmt
und zur Zwangsvollstreckung geeignet.

LG Kempten, Beschl. v. 4. 5. 1995
– 4 T 938/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I. Am 23. Februar 1972 schlossen Gläubigerin und Schuld-
ner vor dem Landgericht Memmingen eine Unterhaltsverein-
barung mit insbesondere folgendem Inhalt:

„ …

2. Der Beklagte verpflichtet sich, ab dem auf die Rechtskraft der
Scheidung folgenden Monat, und zwar jeweils am ersten des
Monats im voraus, zu zahlen.

…

3. Die Zahlungspflicht des Beklagten nach Ziffer 1 Absatz 1
mindert sich nicht:
a) Bei Bruttoeinnahmen der Klägerin unter DM 1.000,–.
b) bei Unterhaltsverpflichtung des Beklagten gegenüber einer

neuen Ehefrau.

Im übrigen vereinbarten die Parteien die Anwendbarkeit
der Vorschrift des § 323 ZPO auf diese Vereinbarung.

4. Die jeweils zu zahlenden Unterhaltsbeträge sind variabel und
richten sich nach dem vom Statistischen Bundesamt festge-
setzten Lebenshaltungskostenindex. Steigt oder fällt dieser,
ausgehend von dem im Scheidungsmonat geltenden Satz um
mindestens 8 Punkte, so wird auch der Unterhalt dieser Ände-
rung und jeweils die gleiche Prozentzahl angeglichen.

Mit Schriftsatz ihrer Rechtsanwälte vom 11. 11. 1994 be-
auftragte die Gläubigerin den zuständigen Gerichtsvollzieher

zur Vollstreckung gegenüber dem Schuldner hinsichtlich sol-
cher Beträge, die sich anhand der zitierten Anpassungsklausel
in Höhe von DM 1.773,53 ergeben.

Mit am 1. März 1995 beim Amtsgericht Kaufbeuren einge-
gangenem Schriftsatz legten die Verfahrensbevollmächtigten
des Schuldners Vollstreckungserinnerung ein mit dem Ziel,
die Zwangsvollstreckung aus der Unterhaltsvereinbarung in-
soweit für unzulässig zu erklären, als sich die Zwangsvoll-
streckung auf solche Beträge erstreckt, die sich nicht unmittel-
bar aus der vorgenannten Urkunde, sondern erst unter Herbei-
ziehung eines Lebenshaltungskostenindexes sowie unter Be-
rücksichtigung höherer monatlicher Bruttoeinnahmen der
Gläubigerin ab DM 1.000,– ergeben würden.

Nach Anhörung der Gläubigerin wies das Amtsgericht mit
Beschluß vom 24. März 1995 die Erinnerung des Schuldners
kostenpflichtig zurück. Gegen diesen Beschluß legte der
Schuldner sofortige Beschwerde ein, mit der er sein ursprüng-
liches Ziel weiterverfolgte.

Er weist daraufhin, daß der Vereinbarung die erforderliche
Bestimmtheit fehle, soweit es um Eigenverdienst der Gläubi-
gerin über DM 1.000,– gehe. Des weiteren sei die Bezugnah-
me auf den Lebenshaltungskostenindex des Statistischen Bun-
desamtes unzulässig. Schließlich stehe der Zwangsvollstrek-
kung entgegen, daß die Parteien die Anwendung des
§ 323 ZPO vereinbart hätten.

II. Die gemäß § 793 ZPO zulässige sofortige Beschwerde
des Schuldners gegen die Entscheidung des Vollstreckungs-
richters beim Amtsgericht gemäß § 766 ZPO ist in der Sache
selbst unbegründet.

Grundsätzlich ist im Ansatz der Beschwerdeführer zuzuge-
ben, daß der der Vollstreckung zugrundeliegende Titel den zu
vollstreckenden Anspruch inhaltlich bestimmt ausweisen muß
(vgl. Zöller/Stöber, § 704 RdZiffer. 4 ff., 18. Auflage). Der
hier in Frage stehende Titel erfüllt diese Voraussetzungen in
formeller, aber auch in inhaltlicher Hinsicht.

Zwar ergibt sich der vom Beschwerdeführer gemäß Zif-
fer 2 und 4 der Vereinbarung geschuldete Unterhaltsbetrag
nicht unmittelbar aus der Vereinbarung selbst; er ist aber durch
öffentliche Urkunden und offenkundige Tatsachen (spätere
Veröffentlichungen zum Lebenshaltungskostenindex) zu be-
stimmen. Damit haben die Vertragsparteien getroffene An-
sprüche errichtet, was zulässig ist (OLG Düsseldorf in
Rpfleger 77, 67 mit verweisung auf RGZ 132, 6, 8). Die von
den Vertragsparteien getroffene Anpassungsklausel bietet
eine hinreichend sichere Grundlage für das jeweilige Voll-
streckungsorgan, anhand der allgemein zugänglichen Tabelle
den Betrag festzustellen und zu errechnen. Es handelt sich
nicht um ein kompliziertes Rechenwerk mit vorgeschalteten
rechtlichen Überlegungen (OLG Düsseldorf in NJW 71, 437;
für die Anbindung an den jeweiligen Bundesbankdiskontsatz:
BGHZ 22, 54). Die Anknüpfung an den vom Statitischen Bun-
desamt in Wiesbaden erstellten Preisindex stellt nämlich einen
Wertmaßstab dar, der keine bewußte Bestimmung der Lei-
stung durch einen Dritten beinhaltet, was unzulässig wäre
(vgl. Wolf/Steiner in Münchner Kommentar, § 794 ZPO
RdZiff. 26; OLG Nürnberg in Rpfleger 1990, 306). Diesem
Ergebnis steht auch das Urteil des BGH im FamRZ 89, 267
nicht entgegen. Der BGH hat diese Frage gerade nicht ent-
schieden, sondern wegen der im Schrifttum erhobenen Zwei-
fel an der Zulässigkeit einer derartigen Klausel die Leistungs-
klage hinsichtlich des Anpassungsbetrages für zulässig gehal-
ten. Aus den im übrigen vom Senat angeführten Fundstellen
ergibt sich die Unwirksamkeit der Klausel im vorliegenden
Fall jeweils nicht. Die Entscheidung in BGHZ 22, 54 befaßt
sich mit der Anbindung an die Notarversorgung, die Entschei-
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dung des Landgerichts Essen in MDR 72, 958 bezieht sich auf
den Fall der Anpassung anhand bestimmter Beamtenbezüge,
die außer einem Rechenvorgang auch die Klärung rechtlicher
Vorfragen erfordert. Soweit in der Kommentarliteratur (Tho-
mas/Putzo, § 794 ZPO RdZiff. 51; Wiezczorek § 794 ZPO
H OV a 1) die Zulässigkeit derartiger Klauseln als zweifelhaft
dargestellt wird, erfolgt dies ohne nähere Begründung oder
unter Bezugnahme auf Entscheidungen, die andere Sachver-
halte betreffen. Im übrigen ergibt sich aus Ziffer 4 der Verein-
barung, daß erst ab einem bestimmten Prozentsatz der Verän-
derung nach oben oder unten eine entsprechende Anpassung
des in Ziffer 2 vereinbarten Grundbetrages erfolgt, wobei be-
züglich des Zeitpunktes der Anpassung in Ermangelung einer
abweichenden Bestimmung auf die Veröffentlichungen des
Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden zu rekurrieren ist.

Der Vollstreckung aufgrund der Unterhaltsvereinbarung
insoweit steht auch § 726 ZPO nicht entgegen. Die Tatsache
der Entscheidung und der Fälligkeit der Forderung ist auf-
grund der Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes
über den jeweiligen Lebenshaltungskostenindex offenkundig
(vgl. Wolf/Steiner, Münchner Kommentar, § 726 RdZiff. 46).

Dem steht bezüglich des sich demnach ergebenden Anpas-
sungsbetrages auch die Vereinbarung in Ziffer 3 mit der Be-
zugnahme auf § 323 ZPO nicht entgegen: Unabhängig davon,
ob man sie allein in Ziffer 3 der Vereinbarung oder auch auf
andere Umstände, die die Höhe des geschuldeten Unterhalts
beeinflussen könnten, bezieht, ist von der Anwendbarkeit des
§ 323 ZPO ausgenommen gemäß Ziffer 2 und 4 der sich auf-
grund des Lebenshaltungskostenindex ergebende angepaßte
Unterhaltsbetrag. Dieser ist bereits in der Vereinbarung hinrei-
chend bestimmt und fällt nicht mehr unter die im übrigen ver-
einbarte Anwendbarkeit des § 323 ZPO. Von einer hier ein-
schlägigen vollstreckungsbeschränkenden Vereinbarung kann
deswegen keine Rede sein.

Soweit schließlich der Beschwerdeführer meint, der Titel
beinhalte hinsichtlich der Anrechnung des DM 1.000,– über-
steigenden Bruttoeinkommens der Gläubigerin keine klare
Regelung, kann dem nicht gefolgt werden. Aus Ziffer 3a er-
gibt sich lediglich, daß die Unterhaltszahlungsverpflichtung
des Schuldners durch Einkünfte, die den Betrag nicht überstei-
gen, nicht gemindert wird. Damit haben die Vertragsparteien
aber lediglich insoweit die Anwendbarkeit des § 323 ZPO auf
diese Vereinbarung beschränkt. Soweit ein höherer Bruttover-
dienst der Gläubigerin im Raum steht, ist vom Schuldner dem
entweder durch eine Abänderungsklage gemäß § 323 ZPO
(Bruttoeinkünfte über DM 1.000,–) oder durch eine Klage auf-
grund materiell-rechtlicher Einwendungen gemäß § 797
Abs. 4, 767 ZPO Rechnung zu tragen (vgl. Zöller/Herget,
§ 767 ZPO RdZiff. 2 in 18. Auflage). Im Wege der Erinnerung
gemäß § 766 ZPO sind diese Einwendungen jedenfalls nicht
zu prüfen (Zöller/Stöber, § 766 RdZiff.7).

Anmerkung der Schriftleitung:

Zu dieser Frage siehe auch AG Winsen/LG Lüneburg,
DGVZ 1992, S. 173, mit weiteren Hinweisen.

§ 938 ZPO; § 195 GVGA, §§ 9, 10 VergütVO

1. Ist der Gerichtsvollzieher vom Gericht als Sequester ein-
gesetzt, so ist er auch als solcher zu behandeln, ohne Rück-
sicht auf seine tatsächliche Tätigkeit.

2. Der Abschluß von Verwahrungs- und Versicherungs-
verträgen ist als Verwaltungstätigkeit zu qualifizieren.

3. Die Vergütung des Sequesters orientiert sich an der Ver-
gütung des Vergleichsverwalters unter Berücksichtigung
des Wertes der sequestrierten Sache sowie an Umfang und
Dauer der Sequestration.

LG Trier, Beschl. v. 19. 8. 1994
– 11 O 285/93 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Durch Beschluß des LG Trier vom 30. April 1993 wurde
unter Ziffer 1. die Sequestration der Schweinespaltmaschine
der Firma …, Id.-Nr.: … durch den zuständigen Gerichtsvoll-
zieher angeordnet. Die Sequestration dauerte bis zum 19. Au-
gust 1993, also knapp 4 Monate.

Der zuständige Gerichtsvollzieher, der einen Verwah-
rungsvertrag über die oben genannte Maschine, deren Wert
durch die Antragstellerin mit 200.000,– DM angegeben
wurde, sowie einen entsprechenden Versicherungsvertrag ab-
schloß, beansprucht nun von der Antragstellerin einen Vergü-
tungsanspruch in Höhe von 5.650,– DM für seine Tätigkeit als
Sequester. Die Antragstellerin ist der Auffassung, daß die Tä-
tigkeit des Gerichtsvollziehers nicht der eines Sequesters zu-
zuordnen sei, weil sie fast ausschließlich auf Verwahrung der
sequestrierten Sache beschränkt gewesen sei, der Wert der
Maschinen tatsächlich nur 70.000,– DM betrage und tritt
somit der Vergütungsforderung, soweit sie einen Betrag von
1.000,– DM übersteigt, entgegen.

Darüber hinaus erklärt sie die Aufrechnung mit einer ihr
angeblich zustehenden Schadensersatzforderung, die daraus
resultiere, daß der Gerichtsvollzieher die Versicherung erst am
15. 11. 1993, also knapp 3 Monate nach Beendigung der Se-
questration, gekündigt habe.

Eine gesetzliche Regelung über die Abfindung eines Se-
questers existiert nicht. Als Rechtsgrundlage der Sequester-
vergütung werden neben den §§ 1835, 1836, 1987, 2221 I
BGB die §§ 675,612 II, 632 II BGB sowie der § 85 KO analog
genannt (vgl. Kuhn/Uhlenbruck, KO, 10. Aufl., § 106 Rdnr.
22 m. w. N.). Der Erstattungsanspruch des Sequesters besteht
nur gegen die Antragstellerin der einstweiligen Verfügung.
Die Vergütung wird unter Zugrundelegung der für den
Zwangsverwalter oder Vergleichsverwalter geltenden Bestim-
mungen festgesetzt (OLG Hamburg, KTS 1977, 176; LG Of-
fenburg, DGVZ 1990, 11; OLG Bremen, DGVZ 1983, 9).

Im vorliegenden Fall erscheint es angemessen, die Vergü-
tung des Sequesters in Anlehnung an die Verordnung über die
Vergütung des Vergleichsverwalters vom 25. 05. 1960 in der
Fassung vom 11. 06. 1979 zu bestimmen, da § 24 der Zwangs-
verwaltungsverordnung von der Verwaltung von Grundstük-
ken ausgeht und für die Vergütung den Jahresmiet- oder -pacht-
zins als Berechnungsfaktor zugrunde legt, der vorliegend nur
durch einen Gutachter festzustellen wäre. Die Einwendung der
Antragstellerin, der Gerichtsvollzieher habe lediglich Ver-
wahrungstätigkeiten wahrgenommen, greift nicht durch: Zum
einen sind der Abschluß des Verwahrungs- sowie Versiche-
rungsvertrages als Verwaltungstätigkeit zu qualifizieren. Zum
anderen ist ausschlaggebend, daß durch Beschluß des LG vom
30. 04. 1993 ausdrücklich bestimmt wurde, daß die Sachen an
den zuständigen Gerichtsvollzieher als Sequester herauszuge-
ben sind. Ist der Gerichtsvollzieher aber vom Gericht als Se-
quester eingesetzt, so ist er auch als solcher zu behandeln und
abzufinden, ohne Rücksicht auf seine tatsächliche Tätigkeit
(vgl. OLG Offenburg, DGVZ 1990, 11). Beim Wert der seque-
strierten Sache ist entgegen der Ansicht der Antragstellerin
von 200.000,– DM auszugehen. Diesen Betrag hat sie selber
im einstweiligen Verfügungsverfahren als maßgeblich ange-
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geben und über ihn wurde, gestützt auf diese Angabe, auch der
Versicherungsvertrag geschlossen.

Der Vergleichsverwalter erhält nach § 9 der VO als Regel-
vergütung die Hälfte der in § 3 I VO für den Konkursverwalter
bestimmten Sätze. Die Vergütung des Konkursverwalters be-
trägt gemäß § 3 I der VO insgesamt 11.300,– DM (vgl. Berech-
nung Bl. 20 der Gerichtsakten). Hiervon erhält der Vergleichs-
verwalter gemäß § 9 der VO gds. die Hälfte mit 5.650,– DM.

Gemäß § 10 III Nr. a der VO kann jedoch ein Zurückblei-
ben hinter dem Regelsatz gerechtfertigt sein, wenn das Ver-
gleichsverfahren durch Einstellung vorzeitig beendet wurde.
Wenn man davon ausgeht, daß die Tätigkeit eines Vergleichs-
verwalters sowie Konkursverwalters in der Regel einen Zeit-
raum von mindestens einem Jahr oder länger dauert, erscheint
es gerechtfertigt, für den vorliegenden Fall, bei dem die Se-
questration lediglich knapp 4 Monate andauerte eine Kürzung
vorzunehmen. Das Gericht ist bei der Festsetzung der Vergü-
tung davon ausgegangen, daß der Regelsatz auf mindestens
ein Jahr Tätigkeit ausgerichtet ist und hat eine entsprechende
Kürzung (auf 2.000,– DM) vorgenommen.

Die Aufrechnung bleibt unberücksichtigt, da die Antrag-
stellerin den ihr angeblich entstandenen Schaden nicht sub-
stantiiert geltend gemacht hat.

Anmerkung der Schriftleitung:

Zur Sequesterbestellung und der Vergütung des Sequesters
siehe zuletzt LG Saarbrücken, DGVZ 1995, S. 187 und S. 189

§ 766 ZPO; §§ 459 g, 463 StPO, § 6 JBeitrO; § 24 GVO;
§§ 261, 272 a GVGA

1. Über die Rechtmäßigkeit der Weigerung des Gerichts-
vollziehers, einen eingezogenen Führerschein wegzuneh-
men, entscheidet das Vollstreckungsgericht im Erinne-
rungsverfahren.

2. Für die Wegnahme des eingezogenen Führerscheins ist
der Gerichtsvollzieher zuständig.

LG Darmstadt, Beschl. vom 30. 11. 1995
– 5 T 1260/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Dem Schuldner wurde mit Urteil des Amtsgerichts vom
27. 03. 1995 die Fahrerlaubnis entzogen. Sein Führerschein
wurde eingezogen. Der Führerschein zur Fahrgastbeförderung
Nr. . . . , ausgestellt durch das Landratsamt, ist noch nicht zu
den Akten gelangt. Der Schuldner hat in der Hauptverhand-
lung sich dahingehend eingelassen, er habe diesen Führer-
schein der Polizei übersandt. Die in Frage kommenden Poli-
zeidienststellen konnten jedoch keinen Eingang feststellen.

Deshalb hat die Staatsanwaltschaft über die Gerichtsvoll-
zieherverteilungsstelle beim Amtsgericht die örtliche zustän-
dige Gerichtsvollzieherin beauftragt, dem Schuldner diesen
Führerschein wegzunehmen. Die Gerichtsvollzieherin hat den
Auftrag abgelehnt, weil sie nicht sachlich zuständig sei.

Gegen diese Weigerung richtet sich die Erinnerung der
Staatsanwaltschaft, die das Amtsgericht mit Beschluß vom
13. 09. 1995 zurückgewiesen hat. Gegen diesen nicht förmlich
zugestellten Beschluß hat die Staatsanwaltschaft mit Schrei-
ben vom 2. 11. 1995 sofortige Beschwerde eingelegt.

Die sofortige Beschwerde ist gemäß §§ 793 ZPO, 6 Abs. 1
Nr. 1 JBeitrO, 459 g Abs. 1, 463 StPO statthaft. Im vorliegen-
den Fall ist zu entscheiden, ob die Gerichtsvollzieher für die

Wegnahme eines nach § 69 Abs. 3 Satz 2 StGB eingezogenen
Führerscheins sachlich zuständig sind. Das Amtsgericht hat
auf die Erinnerung der Staatsanwaltschaft über die Rechtmä-
ßigkeit der Weigerung der Gerichtsvollzieherin entschieden,
und zwar als Vollstreckungsgericht gemäß §§ 766, 764 Abs. 1
ZPO, § 6 Abs. 1 Nr. 2 JBeitrO. Gegen eine die Erinnerung zu-
rückweisende Entscheidung hat der Gläubiger bzw. die Voll-
streckungsbehörde jedoch die sofortige Beschwerde nach
§§ 793 ZPO, § 6 Abs. 1 Nr. 1 JBeitrO.

Die sofortige Beschwerde ist fristgerecht eingelegt.

Das Rechtsmittel ist auch begründet.

Das Amtsgericht hat zwar mit Recht seine sachliche Zustän-
digkeit zur Entscheidung über die Erinnerung der Staatsanwalt-
schaft angenommen. Denn nach §§ 463, 459 g Abs. 1 Satz 2
StPO, § 6 Abs. 1 Nr. 1 JBeitrO, 766, 764 ZPO entscheidet das
Amtsgericht als Vollstreckungsgericht über die Rechtmäßig-
keit der Weigerung eines Gerichtsvollziehers, einen Vollstrek-
kungsauftrag als Vollziehungsbeamter in einer Betreibungsan-
gelegenheit auszuführen (so auch AG Berlin-Schöneberg
DGVZ 95, 123 f.). Eine Zuständigkeit des erkennenden Straf-
gerichts nach § 462 StPO besteht nicht. Zwar wird angenom-
men, daß die Aufzählung der Zuständigkeit in § 462 StPO nicht
abschließend ist und z. B. das erkennende Strafgericht auch
einen Durchsuchungsbeschluß nach § 758 ZPO erlassen muß,
wenn im Rahmen der Beitreibung einer Geldstrafe der Verur-
teilte dem Vollziehungsbeamten die Durchsuchung seiner
Wohnung verweigert (Kleinknecht/Meyer-Gossner, StPO,
42 Aufl., § 459 RdZiff. 5; KK-Fischer, 3. Aufl., § 459 RdZiff.
6). Auch diese Zuständigkeit des Strafgerichts kann im Rahmen
des § 459 StPO damit begründet werden, daß die Justizbeitrei-
bungsordnung in diesem Bereich nur soweit gilt, soweit die
Strafprozeßordnung nichts anderes bestimmt. Und eine solche
anderweitige Bestimmung kann in § 462 StPO, d. h. bei Ver-
allgemeinerung der dort aufgezählten Einzelfälle, gesehen wer-
den. In § 459 g Abs. 1 Satz 2 StPO ist aber eine solche Ein-
schränkung nicht angeordnet. Entscheidend ist aber, daß durch
die Verweisung in § 6 Abs. 1 Nr. 1 JBeitrO auf die §§ 764, 766
ZPO klargestellt ist, daß das Amtsgericht jedenfalls in den Fäl-
len des § 766 Abs. 2 ZPO ausschließlich zuständiges Gericht
ist, und zwar als Vollstreckungsgericht.

Die Erinnerung der Staatsanwaltschaft war auch deshalb
nicht zurückzuweisen, weil die beabsichtigte Beitreibung
nicht durch Wegnahme, sondern durch Ersatzvornahme oder
Verhängung eines Zwangsgeldes zu erfolgen hätte. Zwar ist
nach § 4 StVG derjenige, dem die Verwaltungsbehörde die
Fahrerlaubnis entzogen hat, verpflichtet, den Führerschein der
Behörde abzuliefern. Diese Verpflichtung wird nach verwal-
tungsrechtlicher Anschauung entweder durch Zwangsgeld
(OVG Berlin VRS 42, 192; Jagusch/Henschel, StVG,
32. Aufl., § 4 RdZiff. 35) oder durch Ersatzvornahme (VGH
Kassel NVWZ-RR 94, 89) vollstreckt, Diese verwaltungs-
rechtliche Besonderheit hat jedoch ihren Grund darin, daß eine
Wegnahmevollstreckung, wie sie § 883 ZPO vorsieht, im Ver-
waltungsvollstreckungsgesetz nicht geregelt ist. In § 5 StVG
ist deshalb als tatbestandliche Voraussetzung für die Abnahme
einer eidesstattlichen Versicherung zur Frage des Verbleibs
des Führerscheins nicht verlangt, wie dies in § 883 Abs. 2
ZPO vorgesehen ist, daß ein Wegnahmeversuch vorausgegan-
gen ist. Es genügt lediglich die Behauptung des Ablieferungs-
pflichtigen, der Führerschein sei verloren gegangen. Aus-
schlaggebend ist letztlich, daß die in § 69 StGB vorgesehene
Einziehung, auch wenn es sich um eine Einziehung im Rah-
men einer Maßnahme der Besserung und Sicherung handelt
und deshalb § 463 StGB als Verweisungsnorm herangezogen
werden muß, letztlich doch wieder um einen Fall des § 459 g
Abs. 1 StPO handelt. In dieser Vorschrift ist aber wörtlich aus-



DGVZ 1996, Nr. 2 31

gesprochen, daß eingezogene Sachen dem Verurteilten weg-
zunehmen sind. Es kommt deshalb keine andere Art der Bei-
treibung als diejenige durch Wegnahme nach den §§ 6 Abs. 1
Nr. 1 JBeitrO, 883 Abs. 1 ZPO in Betracht.

Für die Wegnahme des eingezogenen Führerscheins auf-
grund rechtskräftiger Verurteilung ist auch der Gerichtsvoll-
zieher sachlich zuständig, jedenfalls dann, wenn nicht in sei-
nem örtlichen Zuständigkeitsbezirk zugleich Vollstreckungs-
beamte der Justiz tätig sind.

Nach § 24 der Gerichtsvollzieherordnung ist der Gerichts-
vollzieher sachlich zuständig, solche Aufträge zu erledigen,
die ihm durch Gesetz oder durch Verwaltungsanordnung der
Obersten Landesjustizbehörde zugewiesen sind. Um eine Ver-
waltungsanordnung der Obersten Landesjustizbehörde han-
delt es sich bei der GVGA. Nach deren § 272 Nr. 2 kann die
Vollstreckungsbehörde den Gerichtsvollzieher mit der Weg-
nahme von Sachen beauftragen, auf deren Einziehung erkannt
ist. Soweit das Amtsgericht Berlin-Schöneberg (DGVZ 95,
123 ff.) die Auffassung vertritt, die Wegnahme eines eingezo-
genen Führerscheins werde von dieser Vorschrift nicht erfaßt,
weil in § 272 a GVGA nur § 459 g Abs. 1 StPO, aber nicht
§§ 463 StPO in Verbindung mit § 459 g Abs. 1 StPO genannt
werde, so vermag die Kammer dem nicht zu folgen. Bereits in
der Strafvollstreckungsordnung findet sich keine ausdrückli-
che Regelung der Wegnahme eines eingezogenen Führer-
scheins, sondern lediglich in § 56 Strafvollstreckungsordnung
ein Hinweis darauf, wie eingezogenen Führerscheine weiter
zu behandeln sind. Bei dem Erlaß dieser Verwaltungsvor-
schriften mag übersehen worden sein, daß die in § 69 StGB
vorgesehene Einziehung nicht unmittelbar dem § 459 g StPO
unterfällt, sondern nur in Verbindung mit § 463 StPO, weil in
§ 69 StGB eine Maßnahme der Besserung und Sicherung ge-
regelt ist. Daß dies übersehen wurde, liegt um so näher, weil
ein Fall wie der Vorliegende äußerst selten sein dürfte. In der
Praxis ist es eine seltene Ausnahme, daß ein im Urteil einge-
zogener Führerschein noch nicht zu den Akten gelangt ist.
Denn in aller Regel erfolgt die Beschlagnahme oder Sicher-
stellung des Führerscheins bereits im Ermittlungsverfahren
(§§ 111 a, 94 Abs. 3 StPO). Unter diesen Umständen kann aus
der alleinigen Erwähnung des § 459 g StPO in § 272 a GVGA
kein systematisch weitreichender Schluß gezogen werden,
insbesondere nicht gefolgert werden, daß die Wegnahme eines
eingezogenen Führerscheins den Gerichtsvollziehern nicht
übertragen werden sollte. Die ohne jede Einschränkung jeden
Einziehungsfall umfassende Formulierung in § 272 Nr. 2,
aber auch in § 261 Nr. 1 c GVGA läßt klar erkennen, daß jeg-
liche Vollstreckung einer Einziehung den Gerichtsvollziehern
übertragen sein sollte. § 272 Nr. 2 GVGA verweist zwar auf
§ 260 Satz 2 GVGA, wonach die Zuständigkeit der Gerichts-
vollzieher, als Vollziehungsbeamte in Beitreibungsangelegen-
heiten tätig zu werden, nicht besteht, wenn solche Beitreibun-
gen nach den bestehenden Verwaltungsanordnungen den
Vollziehungsbeamten der Justiz übertragen sind. Und § 1 der
Dienstordnung für die Vollziehungsbeamten der Justiz (Hessi-
sches Justizministerialblatt 1993, Seite 145) weist die sachli-
che Zuständigkeit für Beitreibungssachen, auch in Einzie-
hungsangelegenheiten, den Vollziehungsbeamten der Justiz
zu. Nach Auffassung der Kammer bedeutet dies jedoch nur,
daß die beiden sachlichen Zuständigkeiten abstrakt nebenein-
ander bestehen; um eine die Zuständigkeit der Gerichtsvollzie-
her verdrängende Verwaltungsanordnung handelt es sich nur,
wenn die Justizverwaltung tatsächlich in einem bestimmten
Amtsbezirk Vollziehungsbeamte der Justiz einsetzt. Dann
sind diese allein zuständig, Beitreibungsangelegenheiten zu
erledigen. Im Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft D.
als der hier tätigen Vollstreckungsbehörde sind jedoch Voll-
ziehungsbeamte der Justiz nur bei der Gerichtskasse in D. für
das Stadtgebiet der Stadt D. sowie in Offenbach am Main be-

stellt. In den übrigen Amtsgerichtsbezirken und in den ländli-
chen Bereichen des Amtsgerichtsbezirks D. gibt es keine Voll-
ziehungsbeamten der Justiz. Eine die Zuständigkeit der Ge-
richtsvollzieher verdrängende Übertragungsanordnung nach
§ 260 Satz 2 GVGA liegt somit nicht vor. Die Gerichtsvoll-
zieher sind deshalb auch für die Wegnahme eines eingezoge-
nen Führerscheins sachlich zuständig. Das Amtsgericht Ber-
lin-Schöneberg, das in diesem Zusammenhang eine vorrangi-
ge Zuständigkeit der eigenen Vollziehungsbeamten der Staats-
anwaltschaft annimmt und die Polizei als Vollzugsorgan der
Staatsanwaltschaft ansieht, verkennt, daß die Staatsanwalt-
schaft keine eigenen Vollziehungsbeamten hat, sondern daß es
im Bereich der Justizverwaltung nur die den Gerichtskassen
zugeordneten Vollziehungsbeamten der Justiz gibt. Die Poli-
zei hat bei der Strafvollstreckung keine ihr zugewiesene Kom-
petenz. Nur im Ermittlungsverfahren, z. B. bei der zwangs-
weisen Sicherstellung eines Führerscheins, bestehen solche
Zuständigkeiten. Sie enden jedoch mit der Rechtskraft des
Urteils. Danach kann die Polizei nur noch im Rahmen des
Schutzes der Vollstreckungsorgane und ihrer Unterstützung
(§ 6 Abs. 1 Nr. 1 JBeitrO, § 758 Abs. 3 ZPO) tätig werden.
Die Ansicht des Amtsgerichts Berlin-Schöneberg würde also
im Ergebnis bedeuten, daß die Wegnahme eines eingezogenen
Führerscheines überhaupt nicht vollstreckbar wäre.

Nach allem hat sich die Gerichtsvollzieherin zu Unrecht
geweigert, den Vollstreckungsauftrag der Staatsanwaltschaft
auszuführen. Das Amtsgericht hat die Erinnerung der Staats-
anwaltschaft deshalb zu Unrecht zurückgewiesen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Zu der hier entschiedenen Frage sind noch nicht alle Zwei-
fel ausgeräumt. So hat z. B. das Landgericht Berlin
(DGVZ 1995, S. 171) die Entscheidung des AG Berlin-Schö-
neberg (DGVZ 1995, S. 123) mit der Begründung aufgehoben,
daß für die Entscheidung nicht das Vollstreckungsgericht,
sondern das Strafgericht zuständig sei. An der eindeutigen
Klärung dieser Frage besteht für die Gerichtsvollzieher des-
halb ein berechtigtes Interesse, weil sie bei Widerstand des
Schuldners keinen strafrechtlichen Schutz genießen, wenn sie
Vollstreckungen ohne gesetzliche Grundlage vornehmen
(vergl. KG, DGVZ 1975, S. 57).

Das LG Darmstadt stützt seine vorstehende Entscheidung
im wesentlichen auf Bestimmungen der GVGA. Die GVGA
stellt jedoch bereits in ihrem § 1 klar, daß durchBundes- und
Landesrecht bestimmt ist, welche Dienstverrichtungen dem
Gerichtsvollzieher obliegen und welches Verfahren er dabei
zu beobachten hat. Weder die GVO noch die GVGA sind als
Verwaltungsbestimmungen Bestandteile des Bundes- oder
Landesrechts und können somit keine Zuständigkeit begrün-
den, die im Gesetz keine Stütze hat (vergl. Hess. VGH, in
HessVGRspr. 1975, S. 44, insbes. S. 46 unten). Nach § 1
Abs. 2 GVGA soll die GVGA dem Gerichtsvollzieher lediglich
das Verständnis der gesetzlichen Bestimmungen erleichtern,
ihm aber nicht zusätzliche, im Gesetz nicht verankerte Aufga-
ben übertragen.

Auch die Feststellung des LG Darmstadt, daß die Polizei
bei der Strafvollstreckung keine ihr zugewiesene Kompetenz
habe, trifft nicht zu, da die Verhaftung zur Vollstreckung von
Freiheitsstrafen auch nach Rechtskraft des Urteils durch die
Polizei erfolgt (§ 457 StPO in Verb. mit § 33 StVollstrO und
Art. 35 GG).

Nach der in Hessen (GVBl. 1987, S. 206) aufgrund des
§ 152 Abs. 2 S. 1 Gerichtsverfassungsgesetz ergangenen Ver-
ordnung über die Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft sind
fast alle Polizeibeamte als Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft
anzusehen. Entsprechende Verordnungen bestehen auch in
den anderen Bundesländern.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G E N

Rechtspfleger-Jahrbuch 1996
Herausgegeben vom Bund Deutscher Rechtspfleger e.V., München;
Schriftleitung: Dipl.-Rpfl.Klaus Meyer-Stolte, Bielefeld. 62. Jahr-
gang, 1996, 268 Seiten; 32,– DM. Verlag Ernst und Werner Gieseking
GmbH, Bielefeld.

Das Rechtspfleger-Jahrbuch 1996 bietet wiederum einen umfassenden
Überblick über Rechtsprechung und Literatur auf den Arbeitsgebieten
des Rechtspflegers und trägt dadurch dazu bei, die Informationsflut zu
erfassen und der täglichen Arbeit nutzbar zu machen. Auch das Jahr-
buch 1996 wird damit seiner seit Jahrzehnten geübten Tradition ge-
recht.

Wie immer enthält das Jahrbuch zwei aktuelle Beiträge, die wichtige
Fortbildungsmaßnahmen behandeln:

Dipl.-Rpfl. Ernst Riedel:
„Internationales Insolvenzrecht aus der Sicht des Kon-
kursrechtspflegers.“

Dipl.-Rpfl. Klaus Meyer-Stolte:
„Einrichtung und Führung eines neuen Partnerschafts-
registers.“

Mit der Vielfalt seiner chronologisch behandelten Rechtsgebiete be-
hält das Jahrbuch auch über das Jahr hinaus einen bleibenden Wert.

Der aktuelle Steuerratgeber Öffentlicher Dienst
Von Dieter Kattenbach,560 Seiten, Paperback, 14,80 DM. Walhalla
Fachverlag, Postfach 10 10 40, 93010 Regensburg.

Das Jahressteuergesetz 1996 hat eine Reihe von Änderungen ge-
bracht, die sich schon bei der ersten Lohn- oder Gehaltszahlung des
Jahres 1996 ausgewirkt haben. Andere Regelungen gelten nur unter
bestimmten Voraussetzungen oder sie werden erst bei der Veranla-
gung relevant. Über diese Änderungen, aber auch über alle sonstigen
Steuerfragen, die für Angehörige des Öffentlichen Dienstes von Be-
deutung sind, informiert das vorliegende Taschenbuch unter mehr als
250 alphabetisch geordneten Stichwörtern. Es bietet Berechnungs-
schemen zur Ermittlung des zu versteuernden Einkommens, Muster-
vorlagen und Erläuterungen für Anträge auf Lohnsteuerermäßigung
und die Anfertigung der Steuererklärungen. Außerdem sind die Mo-
natslohnsteuertabellen A und B sowie die Einkommensteuertabellen
1995 und 1996 enthalten. Der Benutzer dieses Taschenbuches erhält
damit eine aktuelle, umfassende und preiswerte Information, die ihn in
die Lage versetzt, steuerliche Nachteile zu vermeiden.

BRH Taschenbuch 1996
Jahrbuch für ehemalige Angehörige des öffentlichen Dienstes und
ihre Hinterbliebenen
Von Gerhard Schröder. Herausgegeben vom Bund der Ruhestandsbe-
amten, Rentner und Hinterbliebenen (BRH) im Deutschen Beamten-
bund, Mainz. 512 Seiten, Broschur, Taschenbuchformat, 24,80 DM.
Walhalla Fachverlag, Dolomitenstraße 1, 93057 Regensburg.

Den Abschnitt I (33 Seiten) dieses Jahrbuches widmet der Verfasser der
Darstellung des BRH, seinem Aufbau, seiner Satzung und seiner Ziele.
Mit Recht – in einer Zeit, die den Bestandsschutz erworbener Versor-
gungsansprüche nicht mehr als selbstverständlich und den Zusammen-
schluß der im Ruhestand befindlichen ehemaligen Angehörigen des
öffentlichen Dienstes deshalb um so notwendiger erscheinen läßt.

Im Abschnitt II wird das Besoldungs- und Versorgungsrecht (West)
dargestellt unter Voranstellung der Besoldungs- und Versorgungs-
tabellen mit den dazu notwendigen Erläuterungen. Die Seiten 71–102

enthalten einen Aufsatz von Prof. Dr.Friedrich von Zezschwitz zum
Thema „Sozialrenten und Beamtenpensionen im Vergleich der letzten
20 Jahre“. Ihm folgt der Beitrag „Die Entwertung der Beamtenpensio-
nen“, der Benachteiligungen der Versorgungsempfänger und die in
der Versorgung notwendigen Verbesserungen aufzeigt.

Abschnitt III behandelt das Rentenrecht unter ausführlicher Berück-
sichtigung der Rentenversicherung der Pflegepersonen, während Ab-
schnitt IV die Pflegeversicherung selbst (100 Fragen und Antworten)
sowie die Pflegeversicherungsrichtlinien ausführlich darstellt.

Einen weiteren Schwerpunkt stellt das Steuerrecht dar, wobei wieder-
um die Belange des älteren Menschen besondere Berücksichtigung
finden. Hier findet der Benutzer eine Einführung in das Einkommen-
steuerrecht, ein ABC der Steuersparmöglichkeiten, Darlegungen zur
Besteuerung der Renten und Beamtenpensionen, das Jahressteuerge-
setz 1996, Einkommen- und Lohnsteuertabellen u. v. a. m.

Das BRH-Taschenbuch bietet zu wichtigen Fragen umfassende und
leichtverständliche Informationen, die der hier angesprochenen Ziel-
gruppe nur empfohlen werden  können und sich auch als Geschenk gut
eignen.

■ H I N W E I S  A U F  A N D E R E  S C H R I F T E N

Helmreich, Heinz,„Erscheinungsformen des Mahnverfahrens
im deutschsprachigen Rechtskreis. Unter besonderer
Berücksichtigung des Mahnverfahrens in der Zivilpro-
zeßordnung und seiner Vorgängermodelle“. Verlag
Heymann, Köln, 1995, XIII, 190 S. (Erlanger jurist.
Abhandlungen. 45.) Zugl. Erlangen/Nürnberg, Diss.
1994. DM 120,–.

Lohkemper, Wolfgang,„Die Zwangsvollstreckung während
der Sequestration und in einem vorläufigen Insolvenz-
verfahren“. In: Zeitschrift für Wirtschaftsrecht, 1995,
S. 1641–1650.

Mankowski, Peter,„Konkursgründe beim inländischen Parti-
kularkonkurs“. In: Zeitschrift für Wirtschaftsrecht,
1995, S. 1650–1660.

Schlör, Ulrich, „Drittschuldnererklärung nach Pfändungs-
aussetzung: Eine Verletzung des Bankgeheimnisses“.
In: Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen, 1995,
S. 874–875.

Schmidt, Bernd,„Die geplante zweite Zwangsvollstreckungs-
novelle“. In: Zeitschrift für Rechtspolitik, 1995,
S. 326–328.

Smid, Stefan,„Individualzwangsvollstreckung und Insolvenz.
Probleme des heutigen Insolvenzrechts“. In: Juristen-
zeitung, 1995, S. 1150–1157.

Wieser, Eberhard,„Begriff und Grenzfälle der Zwangsvoll-
streckung“. Verlag Heymann, Köln, 1995, XII, 111 S.
(Prozeßrechtliche Abhandlungen. 96.). DM 68,–.
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